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Herausgegeben von 
Angehörigen, Freunden 
und Freundinnen 
politischer Gefangener 
in der BRD 


An die 
Öffentlichkeit 


Die seit Jahren auf dem Boden Palästinas un- 
ter der Okkupation von Israel andauernde In- 
tifada ist das Produkt des jahrzehntelangen 
bewaffneten Kampfes, das sich ausweitete und 
in den Vordergrund trat. 

In einer Zeit, wo die Intifada für die reak- 
tionären Staaten im Mittleren Osten und für 
den Imperialismus eine Bedrohung darstellte, 
wurde dem palästinensischen Volk von Seiten 
des Imperialismus eine imperialistische und 
reaktionäre Lösung aufgezwungen. Mit Reden 
vom Frieden versuchte man das palästinensi- 
sche Volk in die Knie zu zwingen. 

Aber das palästinensische Volk hat, wie dies 
auch beim letzten Beispiel der Fall war, auf al- 
le von Israel unternommenen Angriffe mit der 


Letzte Meldung aus der Türkei : 


Die Gefangenen aus DHKP-C und TKPC 
(ML) treten am Freitag, den 20.10., in. 
einen unbefristeten Hungerstreik gegen 
die Einführung der Isolationszellen w- 
kai in der] Türkei 


Erhöhung der Intifada ge- 
antwortet. Es hat jedes Mal 
deutlich werden lassen, 
dass es sich, selbst wenn es 
Dutzende Tote kostet, nie- 
mals ergeben und bis zum 
Sieg kämpfen wird. Sie ha- 
ben der imperialistischen 
Kapitulationspolitik die 
nötige Antwort gegeben. 
Im Mittleren Osten revolu- 
tionäre Bewegungen aus- 
zudehnen und den revolu- 
tionären Kampf zu ent- 
wickeln, muss die aktive 
Solidarität mit der palästi- 
nensischen Revolution beinhalten. Das erfol- 
greiche Voranschreiten der palästinensischen 
Revolution, die seit Jahren der Revolutions- 
herd im Mittleren Osten ist, wird sich auf die 
Völker der gesamten Region auswirken und 
sie vorantreiben. Wir rufen unsere Völker, die 
über Jahre hinweg sowohl praktische als auch 
moralische Unterstützung des palästinensi- 
schen Volkes erhalten und sich mit ihm soli- 
darisiert haben, und alle revolutionären Kräf- 
te auf, ihre aktive Solidarität mit dem palästi- 
nensischen Volk, das gegen die Reaktionäre in 
der ganzen Welt aufgestanden ist, zu verstär- 
ken . Es darf nicht vergessen werden, dass ein 
Volk, das seine internationalistischen Aufga- 
ben nicht erfüllt, den Feind, der sich mit dem 


Andrea Wolf, Ro- 


weltweiten Reaktionismus verbündet hat, nie- 
mals besiegen und dem Sieg nicht entgegen- 
blicken kann. 

Gemeinsam mit der Verweigerung des 
abendlichen Zählappells am 2. Oktober 2000 
kündigen wir an, dass wir an der Seite des 
palästinensischen Volkes stehen, das sich ge- 
gen den Imperialismus, gegen Israel und alle 
reaktionären Kräfte in der Region auflehnt, 
und dass wir seine Wut und seinen Racheeid 
teilen. 

Die Gefangenen aus den Prozessen der 
DKHP-C, TKP (ML), TIKB, TKP/ML, TKEP/L, 
MLKP, MLSPB, TIKP, TDP, TKP-KĶivilcim im 
Ümraniye-Gefüngnis 

(s. auch Seite 2) 


nahî wurde in Kur- 
distan am 23.10. 
1998 nach ihrer 
Festnahme vom tür- 
kischen Militär er- 
mordet. 

Neben ihr sind Ro- 
jhat, Cembeli, Hozan 
Hogir, Kamuran, 
Azime Savas, Agiri, 
Botan, Kawa, Siyar, 
Lepker, Kemal, Te- 
koþer, Amed, Deniz, 
Xosnav, Harun Aziz, 
Kendal Berxwedan, 
Gabar Afrîn, Sipan, 
Salman, Bahoz, Dil- 
birn und Xezal 
während der Opera- 
tion der türkischen 
Armee vom 21.-27. 
Oktober 1998 ge- 
fallen 


Sie starb im Kampf für Menschenrechte 


Der Name Andrea Wolf ist für viele zum Synonym für den Kampf für 
Menschenrechte geworden. Der Tod der Münchnerin ist immer noch 
ungeklärt. 

1997 beschließt die damals 32-Jährige, sich der in Deutschland ver- 
botenen kurdischen Befreiungsorganisation PKK anzuschließen. Sie 
geht nach Kurdistan, um den Krieg und das Leid der Menschen zu do- 
kumentieren. 

Ein Jahr später, am 28. Oktober 1998, meldet der kurdische Sender 
Med TV, dass Andrea Wolf zusammen mit PKK-Aktivisten gefangen 
genommen, verhört, misshandelt und getötet worden sei. Daraufhin 
wird in München die „Internationale Untersuchungskomission And- 
rea Wolf“ gegründet, die sich mit dem Tod der Münchnerin beschäf- 
tigt. Ihr Ziel ist es, ein Verfahren vor dem europäischen Gerichtshof 
in Gang zu bringen. Weil dafür aber alle nationalen Rechtswege aus- 
geschöpft sein müssen, hat die Kommission jetzt Klage gegen die für 
das Massaker verantwortlichen Personen eingereicht. 

Angelika Lex, Münchner Anwältin und Mitglied der Kommission: 
„Gerade durch den Wunsch zum EU-Beitritt der Türkei hoffen wir auf 
ein offenes und ehrliches Verfahren mit den türkischen Behörden. Wir 
kämpfen für Menschenrechte und hoffen, der Tod von Andrea Wolf 
endlich aufklären zu können. 

Weitere Infos: www.libertad.de“ 


Ohne Gerechtigkeit kein Frieden 


— Schluss mit dem Völkermord an dem palästinensischen Volk! 

— Schluss mit der deutschen Unterstützung für Israel! 

— Stopp dem neusten israelischen Massaker! 

— Schluss mit der unfairen Berichterstattung der deutschen Medien! 


In zahlreichen Städten auch in der BRD 
fanden Demonstrationen von Palästinen- 
serinnen und Palästinensern statt. Hier ein 
Aufruf der Palästinensischen Gemeinde aus 
Hamburg und Umgebung. 


Israelische Hubschrauber, Artillerie und Kriegs- 
schiffe schießen in dieser Stunde (12.10.2000) 
auf unbewaffnete Palästinenser. Tote und Ver- 
letzte liegen in den Trümmern von Gaza und 
Ramallah. Der Völkermord an dem palästinen- 
sischen Volk ist im vollen Gange. Die deutsche 
und die Weltöffentlichkeit schauen wieder weg. 

Seit mehr als 50 Jahren werden Palästinen- 
ser durch die israelische Armee und die israe- 
lischen Siedler gnadenlos ermordet. 

Gleichzeitig erhält Israel immer noch massi- 
ve finanzielle, militärische und propagandisti- 
sche Hilfe durch die USA und Europa (teilwei- 
se in Form von Wiedergutmachung). 

Der frühere Völkermord an den Juden darf 
den heutigen Völkermord an den Palästinen- 
sern nicht rechtfertigen. 
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Hintergründe der neusten israelischen 
Massaker an den Palästinensern 


Seit zwei Wochen schießen die israelische Ar- 
mee und die israelischen Siedler auf unbe- 
waffnete moslemische und christliche Palästi- 
nenser, ohne Rücksicht auf Alter, Geschlecht 
und Religion. Israelische Flugzeuge bombar- 
dieren palästinensische Städte. 

Mehr als hundert palästinensische Christen 
und Mosleme wurden, auch an heiligen Orten, 
ermordet. Darunter viele Kinder. Mehr als 3000 
Menschen wurden verletzt. Die Zahl der Toten 
und Verletzten wächst täglich. Die Regierung 
Barak hat die neuen Ermordungen vorsätzlich 
zugelassen und ist an der Gesamtstrategie be- 
teiligt. Durch Terror und Gewalt versucht Isra- 
el, den Palästinensern seine „Friedens“ vorstel- 
lungen aufzuzwingen. 

Große Konzessionen der Palästinenser haben 


die Israelis nicht zu einer halbwegs akzepta- 
blen Lösung bewegen können. Nach den sie- 
benjährigen „Friedensverhandlungen“ kam 
mit den letzten Verhandlungen in den USA 
(Camp David 25.7.2000) die Stunde der Wahr- 
heit. Die Verhandlungen scheiterten an den ro- 
ten Linien von Israel, die Barak Anfang Juli 
2000 bekannt gegeben hatte: Jerusalem verei- 
nigt unter israelischer Souveränität, Israel wird 
keine moralische oder rechtliche Verantwor- 
tung für die palästinensischen Flüchtlinge an- 
erkennen, keine Rückkehr zu den Grenzen von 
1967. Alle israelischen Siedlungen bleiben 
(natürlich auf besetztem palästinensischen Bo- 
den) unter israelischer Souveränität. Dies wa- 
ren auch die roten Linien der verschiedenen is- 
raelischen Regierungen. Und wenn die Palästi- 
nenser sie ablehnen, scheitert der israelische 
„Friedens“-Prozess und bleibt den Palästinen- 
sern nur eine einzige Alternative, nämlich un- 
ter israelischer Besatzung und Terror zu leben, 
was die palästinensischen Kinder seit zwei Wo- 
chen am eigenen Leib besonders erleben. Die 
Palästinenser haben die israelische 
== „Friedens“vorstellung nicht ak- 
zeptieren können, weil sie eine un- 
4 glaubliche Zumutung ist: „Die 
__ Palästinenser sollen Israel 77% ih- 
= res Heimatlandes überlassen und 
= dafüreinen Zwergstaat ohne Gren- 
$ zen auf der Hälfte der restlichen 
23% bekommen. Die strategischen 
Jüdischen Siedlungen auf 25% der 
restlichen 23% werden von Israel 
annektiert. Weitere 14% bleiben 
®= unter israelischer Kontrolle.“ 
= Was die besetzte Stadt Jerusalem 
# betrifft, so hat Barak den mosle- 
mischen und christlichen Palästi- 
nensern nur „administrative Kon- 
trolle“ über kleine Teile der Stadt, 
und keine echte Souveränität, angeboten. Die 
Palästinenser sollen also in kleinen Gettos le- 
ben, wobei die Souveränität und Oberhoheit in 
ganz Jerusalem in israelischer Hand bleiben. 
Für die Palästinenserbedeutet diese Vorstellung 
nichts anderes als die Fortsetzung der israeli- 
schen Besatzung mit einer nach außen zivili- 
sierten Scheinlösung. 

Mit seinen roten Linien lehnt Israel die ver- 
schiedenen UNO-Resolutionen ab, die den Ab- 
zug der israelischen Armee aus den besetzten 
palästinensischen Gebieten inklusive Ost-Jeru- 
salem fordern und Israel für das Leid von Mil- 
lionen palästinensischen Flüchtlingen verant- 
wortlich machen. 


Die wichtigsten Ursachen für das Schei- 
tern des Friedensprozesses 
1. Identifizierung der amerikanischen Politik 


mit den israelischen Zielen, deshalb waren und 
sind die USA kein neutraler Vermittler. 

2. Fortsetzung der israelischen kolonialisti- 
schen Siedlungspolitik. (Die Zahl der israeli- 
schen Siedlungen in den besetzten palästinen- 
sischen Gebieten hatsich in den Jahren der Ver- 
handlungen mehr als verdoppelt.) 

3. Ausklammerung der UNO, Europa und den 
UNO-Resolutionen (242, 194 und 338) vom 
Friedensprozess durch die USA und Israel. 

4. Grundlegende Fragen des Konfliktes wurden 
entweder vertagt, inhaltlich geändert oder 
gänzlich ignoriert. 

5. Die USA versorgen Israel grenzenlos mit Geld 
und Waffen, so dass die Israelis in ihrer mi- 
litärischen Überlegenheit die Notwendigkeit 
des gerechten Friedens nicht wahrnehmen. (Is- 
rael ist die einzige Atommacht in Nahost.) 

6. Israel und die USA ignorieren die existen- 
zwichtigen Grundrechte und Forderungen der 
Palästinenser, die von der UNO und der Welt- 
gemeinschaft anerkannt wurden. Beispiele 
dafür sind: Das Recht auf einen eigenen unab- 
hängigen Staat, Rückkehrrecht der Millionen 
palästinensischen Flüchtlinge, Abzug der isra- 
elischen Armee und der Siedler aus den be- 
setzten palästinensischen Gebieten, Freilas- 
sung der palästinensischen politischen Gefan- 
genen aus den schrecklichen foltervollen isra- 
elischen Gefängnissen. 

Die Europäer haben auch die UNO-Resolu- 
tionen mitunterschrieben. Sie tragen eine kla- 
re historische und moralische Verantwortung 
auch gegenüber den Palästinensern. 


Nie wieder wegschauen! 
Auch wenn es um das palästinensische 
Volk geht? 


Deshalb fordern Sie mit uns: 

e Stopp dem Morden der israelischen Armee 
und Siedler an den Palästinensern! 

è Stopp der Bombardierung, der palästinensi- 
schen Gebiete durch israelische Flugzeuge! 

e Errichtung eines souveränen palästinensi- 
schen Staates mit Ostjerusalem als Hauptstadt! 
e Gewährung des Rückkehrrechts für alle palä- 
stinensischen Flüchtlinge! 

e Entfernung der israelischen Siedlungen und 
der Besatzungsmacht aus den palästinensi- 
schen besetzten Gebieten! 

e Freilassung aller palästinensischen politi- 
schen Gefangenen aus den qualvollen israeli- 
schen Gefängnissen! 

o Anerkennung des Rechtes der Palästinenser 
auf Selbstbestimmung und auf ein Leben (oh- 
ne israelische Besatzungsmacht und Militär) in 
Freiheit, Sicherheit und Frieden! 
Palästinensische Gemeinde in Hamburg und 
Umgebung e.V., 12.10.2000 


Berichte aus Prag 


Schockierende Menschenrechtsverletzungen gegen Demonstranten 
im Gefängnis — Weitverbreitete Polizeibrutalität, am schlimmsten 
gegen Ischechen und Israelis 


Während der letzten Woche (am 26.9.) wa- 
ren über 12.000 Demonstranten auf den 
Straßen von Prag und forderten die 
Schließung der ausbeuterischen Programme 
von IWF und Weltbank. Ihre Themen deck- 
ten ein breites Spektrum ab: Umwelt, Armut, 
Menschenrechte, und die meisten meinen, 
daß die Ereignisse ein Erfolg waren, weil die 
Delegierten die Tagung früher beendet haben. 

Dieser Erfolg wird jedoch beeinträchtigt 
durch Berichte über extreme Gewalt von Sei- 
ten der Polizei und einiger Demonstranten. 
Insbesondere treffen Berichte über schlimme 
Bedingungen in den Prager Gefängnissen ein. 
Es ist wichtig, die Behörden in Prag wissen 
zu lassen, daß wir über ihre Aktionen Be- 
scheid wissen und sie beobachten. 

Diese Presseerklärung der Prager INPEG 
(siehe unten) zu Gewalt und Menschen- 
rechtsverletzungen an den bei den Protesten 
Festgenommenen basiert auf Augenzeugen- 
berichten und ist sehr beunruhigend. Genau- 
so der Bericht von der Indymedia Homepage 
(siehe unten). 


PRAG - Zusätzlich zur massenhaften Ver- 
weigerung der gesetzmäßigen Rechte sind 
Personen in den tschechischen Gefängnissen 
extremer Brutalität ausgesetzt. Paul Rosent- 
hal aus Seattle/Washington wurde heute 
morgen aus dem Olsanska- Gefängnis in Prag 
nach 40 Stunden entlassen und berichtet: 
„Was in den Gefängnissen vorgeht ist abso- 
lut furchtbar. Die Leute haben keine Rechte, 
sie werden heftig geschlagen, sie verschwin- 
den. Frauen werden gezwungen, sich vor 
männlichen Wärtern nackt auszuziehen und 
Übungen vorzuführen. Leuten mit ernsthaf- 
ten Erkrankungen wird medizinische Hilfe 
verweigert.“ 

Im Folgenden Berichte, die von Entlasse- 
nen bestätigt worden sind: 
e Frauen wurden von männlichen Beamten 
ausgezogen und mussten nackt zu deren Er- 
bauung Turnübungen vorführen 
e Vielen Personen wird Wasser und Nahrung 
verweigert, sie dürfen nicht schlafen; einige 
erhalten erst Wasser, nachdem sie Wärtern 
Geld geben, Frauen und Faschisten erhalten 
eher Wasser 
e Viele Freigelassene berichten, dass auf dem 
Transport zur Polizeiwache die Beamten mit 
den Festgenommenen in einsame Gebiete 
fuhren und sie dort brutal zusammenschlu- 
gen 
è Zwei Norweger gingen auf die Polizeiwa- 
che in der Trisparni-Straße nahe Vlatavska, 
um Anzeige wegen des Diebstahles eines Mo- 
biltelefons zu erstatten und sahen dort, 
während eine Tür kurz geöffnet wurde, dass 


im Nebenraum Leute mit Handschellen an 
die Wand gefesselt waren und schwer ge- 
schlagen wurden. Dies wurde durch viele Be- 
richte von Freigelassenen bestätigt, dass in 
Verhörräumen Gruppen von 40 bis 60 Leu- 
ten den Adler machen mussten, während sie 
geschlagen wurden, ihre Köpfe wurden 
zurückgerissen, ihnen wurden die Beine weg- 
getreten, und etliche Männer wurden auf die 
Hoden geschlagen. Außerdem wurden mit 
Handschellen gefesselte Personen die Trep- 
pen untergestoßen. 

e Es gibt einen Bericht, dass 22 Leute in ei- 
ne 4 Quadratmeter große Zelle gepfercht wur- 
den. 

e 30 Leute wurden im Olsanska-Gefängnis 
über Nacht im Hof festgehalten, ohne Decken 
und ohne Nahrung. Sie wurden später in ein 
Gefängnis nach Balkova in der Nähe von Pil- 
sen verlegt. 

e /wei Deutsche, die am Mittwoch für cirka 
8 Stunden in Lupacova, Prag 3, festgehalten 
wurden, saßen da zusammen mit einem Isra- 


MER 


An die 80 Demonstrantinnen protestierten am Montag, 9.Oktober, gegen das brutale 


eli, einem Amerikaner, einem Deutschen und 
einem Italiener. Der Israeli war schwer ge- 
schlagen worden, konnte kaum gehen, hat- 
te ein blaues Auge und wahrscheinlich eine 
Rippe gebrochen. Ihm wurde medizinische 
Versorgung verweigert. 

e Diabetikern wurde keine Nahrung gegeben, 
Leuten, die Medikamente brauchten, wurden 
diese vorenthalten, die Britische Botschaft 
musste intervenieren, um Medikamente ins 
Gefängnis zu bekommen. 

e Eine Norwegerin, die mit 30 anderen Frau- 
en im Gefängnis war, erlebte, dass einer Deut- 
schen, die schwere Beinverletzungen hatte, 
die medizinische Versorgung verweigert wur- 
de. 

e Das Recht auf Rechtsbeistand, das Recht 
auf Dolmetscher, das Recht auf Nahrung und 
Wasser, das Recht auf grundlegende medizi- 
nische Versorgung und das Recht auf einen 
Telefonanruf - alles wurde in großem Maß- 
stab missachtet und ignoriert. 

è Tschechen und Israelis werden drastischer 


Vorgehen der tschechischen Polizei gegen IWF- und WeltbankgegnerInnen während der 
Tagung dieser beiden multinationalen Organisationen Ende September in Prag. Nach ei- 
ner kurzen Auftaktkundgebung zog die Demonstration lautstark zum tschechischen Kon- 
sulat, wo im Rahmen der Abschlusskundgebung von einem Teilnehmer der Proteste in 
Prag die Foltermethoden in den Prager Gefängnissen angeprangert wurde. Es wurde aber 
bei der Demonstration nicht nur die brutale Repression beklagt und die Freilassung der 
nach wie vor in tschechischer Gefangenschaft gehaltenen Demonstrantinnen - darunter 
auch ein Mensch aus Hamburg - gefordert. Vielmehr wurde auch immer wieder der Er- 
folg der massiven und vielfältigen Proteste betont, die schließlich für einen vorzeitigen 
Abbruch der IWF- und Weltbanktagung sorgten. Sowohl dieser Erfolg der Proteste wie 
auch das brutale Vorgehen der tschechischen Sicherheitskräfte wurde in den Medien 
weitgehend totgeschwiegen, was auch bei der Demonstration in Hamburg beklagt wur- 
de. Ebenso wie in Hamburg fanden auch in anderen europäischen Städten (u.a. Venedig, 
Athen, Stuttgart, Berlin, Barcelona) verschiedene Solidaritätsaktionen mit den verhafte- 
ten und misshandelten Tagungsgegnerlnnen statt, bei denen zum Teil auch tschechische 
Einrichtungen kurzzeitig eine Besetzung über sich ergehen lassen mussten. (Ic) 


geschlagen und länger 

festgehalten als andere 

e Viele ausländische Festgenommene werden 
aus den örtlichen Wachen nach Balkova bei 
Pilsen gebracht, und dieses Gefängnis hat ei- 
nen schlimmen Ruf wegen Menschenrechts- 
verletzungen 

INPEG International Press Agent 
http://www.inpeg.org 


Aktualisierung der 
Gefüngnissituation in Prag 


Das OPH-Rechtshilfeteam berichtet, dass 
aufgrund der S26-Aktionen über 859 Ge- 
fangene festgehalten werden. Die Polizei 
gibt an, dass von diesen 859 nur ungefähr 
200 nicht tschechische Bürger seien. Nur 20 
sind angeklagt worden. 30 Leuten wurde im 
Gefängnis Nahrung und Wasser verweigert 
und Schlaf entzogen. Wir haben Berichte, 
dass Leuten Knochen gebrochen und Zähne 
ausgeschlagen wurden. Eine Frau hat eine 
Rückenwirbelverletzung. Es gibt eindeuti- 
ge Beweise für Folter durch die Polizei. 
(http://praha.indymedia.org/) 


Erklärung der Roten Hilfe 
Prag: 

- 26.09. 2000 - Großdemonstration gegen 
IWF/Weltbank 

- Uber 900 Personen verhaftet - Folterbe- 


Bundesgerichtshof zu $90a-Urteil des 
Landgerichts Hamburg 


Urteil gegen 
Angehörigen Info 
unhaltbar 


Wie vor einiger Zeit berichtet, war das An- 
gehörigen Info im Frühjahr 1999 vom Land- 
gericht Hamburg in zweiter Instanz verurteilt 
worden, und zwar wegen zweier Artikel, in 
denen die GSG9 beschuldigt wurde, Wolf- 
gang Grams in Bad Kleinen ermordet bzw. 
hingerichtet zu haben. Das Landgericht sah 
in dieser - im Ton vollständig sachlich ge- 
haltenen - Tatsachenbehauptung den Tatbe- 
stand der Beschimpfung der BRD (S 90a StGB) 
erfüllt, ausdrücklich unabhängig vom Wahr- 
heitsgehalt. Das Oberlandesgericht Hamburg 
hatte im Revisionsverfahren das Urteil des- 
halb aufheben wollen, sah sich jedoch durch 
die herrschende Rechtsprechung daran ge- 
hindert. Denn aufgrund einer Entscheidung 
des Bundesgerichtshofes (BGH) vom 20.7. 
1961 ermöglicht der S90a (Beschimpfung, 
böswillige Verächtlichmachung der BRD) in 
der Tat die Verurteilung von Menschen auf- 
grund zutreffender Tatsachenbehauptungen, 
wenn sie für die BRD schmählich sind. So be- 
fand sich das Landgericht bei seinem Urteil 
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richte aus den Gefängnissen 
- 10.10. 2000 - 20 Personen noch immer 
in Haft und angeklagt 


Für die sofortige Freilassung aller Inhaf- 
tierten und die bedingungslose Einstellung 
aller Verfahren! 


Während der von zahlreichen Gruppen or- 
ganisierten Großdemonstrationen vom 26. - 
28. September 2000 in Prag gegen das Tref- 
fen von IWF/Weltbank wurden über 900 
Menschen inhaftiert. 

Den Festgenommenen wurden alle Rech- 
te (Telefonat, rechtlicher Beistand) und den 
Verletzten medizinische Hilfe verweigert, 
vielen wurde tagelang Nahrung und le- 
bensnotwendiges Trinkwasser entzogen. 
Zahlreiche Gefangene berichteten nach ih- 
rer Freilassung von brutalen Misshandlun- 
gen durch die Polizei (Knochenbrüche, 
Rückenwirbelverletzung, psychische Fol- 
ter...). Die inhaftierten Frauen waren zu- 
sätzlich sexuellen Angriffen ausgesetzt. U.a. 
wurden die Frauen von der tschechischen 
Polizei dazu gezwungen, sich nackt auszu- 
ziehen und Turnübungen zu machen. Die 
Polizei arbeitete außerdem mit tschechi- 
schen Faschisten zusammen und schickte 
Nazi-Prügeltrupps in die Gefängniszellen. 

Noch immer befinden sich 20 Personen in 
Haft, darunter ein Deutscher, zwei Spanier 
sowie Menschen aus Polen, Rumänien, Dä- 
nemark, Tschechien, Ungarn und anderen 


in Übereinstimmung mit der herrschenden 
Rechtsprechung. Das Oberlandesgericht kon- 
frontierte den BGH mit einem Vorlegungsbe- 
schluss, der darauf abzielte, den Wahrheits- 
beweis zuzulassen. Die Bundesanwaltschaft 
schloss sich der Argumentation im Wesent- 
lich an. 

Kürzlich erfuhren wir, dass am 18. August 
der - ziemlich überraschende - Beschluss des 
Bundesgerichtshofes ergangen ist. 

In gleich mehrfacher Hinsicht enthält nach 
Auffassung des BGH das Urteil des Landge- 
richts keine einer revisionsrechtlichen Nach- 
prüfung standhaltende umfassende rechtli- 
che Würdigung des abgeurteilten Sachver- 
halts: 

1. Er wirft dem Landgericht vor, aus einer 
Aufzählung „aus dem Zusammenhang ge- 
rissener Sätze und Satzteile“ die Schlussfol- 
gerung zu ziehen, das Angehörigen Info be- 
haupte ein Szenario, das typisch für einen to- 
talen Staat sei. Stattdessen hätte das Land- 
gericht beide Artikel getrennt voneinander 
rechtlich bewerten müssen. 

2. Aus Wortlaut und Inhalt der beiden in- 
kriminierten Artikel ergebe sich nicht von 
selbst, dass die Bundesrepublik Deutschland 
beschimpft werde. Der BGH stellt demge- 
genüber fest, dass sich die Behauptungen ge- 
gen einzelne Bundesminister, den General- 
bundesanwalt, den Verfassungsschutz und 
die GSG 9 sowie gegen einzelne Beamte rich- 
ten. Das „Schutzgut“ des S90a sei aber das 


Ländern. Ihnen wird Körperverletzung, Wi- 
derstand gegen die Staatsgewalt und Land- 
friedensbruch vorgeworfen. Es ist bisher je- 
doch noch nicht sicher, wann die Prozesse 
beginnen werden und ob allen Angeklagten 
ein Anwalt zur Verfügung stehen wird. 
Durch eine massive Repressionswelle gegen 
die Widerstandsbewegung wird nun von der 
tschechischen Regierung versucht, die Un- 
terstützung für die Gefangenen und die So- 
lidaritätsstrukturen vor Ort lahm zu legen. 

Die deutsche Regierung unterstützt das 
Vorgehen der tschechischen Regierung nicht 
nur durch das Ausbilden von Spezialeinhei- 
ten, sondern sie glänzte erwartungsgemäß 
mit Untätigkeit als Familien und Freunde der 
Inhaftierten bei der deutschen Botschaft um 
Intervention und Hilfe baten. 

Die Rote Hilfe e.V. solidarisiert sich mit den 
Inhaftierten und von politischer Verfolgung 
Betroffenen. Die Rote Hilfe e.V. fordert die 
sofortige Freilassung aller Inhaftierten und 
die bedingungslose Einstellung der Verfah- 
ren! 

Für die zu erwartenden Kosten der anste- 
henden Prozesse hat die Rote Hilfe ein So- 
li-Konto eingerichtet: 

Rote Hilfe e.V., Konto-Nr.: 191100-462 
BLZ: 44010046, Postbank Dortmund 
Stichwort: „Prag 2000“ 

Roger Hasenbein (Sprecher des Bundesvor- 
standes), Rote Hilfe e.V. Postfach 3255, 
37073 Göttingen, Fax 0551 / 770 80 09 
Mail: bundesvorstand@rote-hilfe.de 


Ansehen der Bundesrepublik und nicht das 
von Staatsorganen. 

3. Der BGH rügt, dass das Urteil keine Ab- 
grenzung zwischen dem Straftatbestand des 
Beschimpfens und harter politischer Kritik, 
die unter den Schutz der Meinungsfreiheit 
fällt, vornimmt, „obwohl erhebliche An- 
haltspunkte dafür vorliegen, dass jedenfalls 
einige der beanstandeten Äußerungen der 
Angeklagten nur harte politische Kritik dar- 
stellen“. 

In Sachen Vorlegungsbeschluss zog sich 
der BGH mit einem Trick aus der Affäre: Den 
Beschluss des BGH von 1961, nach dem es 
beim §90a auf die Wahrhaftigkeit oder Un- 
wahrhaftigkeit der inkriminierten Äußerun- 
gen nicht ankommt, interpretiert er nun im 
Jahr 2000 einfach neu: Der alte Beschluss be- 
ziehe sich nämlich nicht auf konkrete, mit 
Mitteln des Beweisrechts überprüfbare Tatsa- 
chenbehauptungen, sondern auf Werturteile, 
die keinem Wahrheitsbeweis zugänglich sind. 

Ob Trick oder nicht - im Endeffekt entzieht 
der BGH der bisher herrschenden maßlosen 
Rechtsprechung den Boden und zieht, auch 
durch die Kritik des Urteils, der endlos-will- 
kürlichen Ausweitung des politischen Re- 
pressionsparagraphen engere Grenzen. 

Der BGH hat die Sache ans OLG Hamburg 
zurückgegeben. Die Auseinandersetzung 
kann sich noch lange hinziehen, die Aus- 
sichten für einen Freispruch sind jedoch er- 
heblich gestiegen. SCC 


Erneuter Prozess gegen DHKP-C in Hamburg 


Angeklagt ist diesmal der fast blinde Nuri Eryüksel 


Unter starken Sicherheitsvorkehrungen be- 
gann am Dienstag, den 10.Oktober 2000 ein 
weiterer Prozess gegen einen Aktivisten der 
1998 in der BRD verbotenen Revolutionären 
Volksbefreiungsfront DHKP-C. Angeklagt 
wird diesmal der 42-jährige fast blinde Nuri 
Eryüksel. Nuri wurde bereits in seinen Ju- 
gendjahren 1980 kurz nach dem NATO-Mi- 
litärputsch in der Türkei bei dem durch die 
Militärjunta eröffneten Mammutprozess ge- 
gen die Revolutionäre Linke Dev Sol zu 15 
Jahren schwerer Haftstrafe verurteilt. Schon 
vor seiner Inhaftierung war Nuri auf einem 
Auge blind, in der Gefangenschaft verlor er 
durch den Angriff eines im Knast stationier- 
ten Soldaten sein bis dahin noch vorhande- 
nes Augenlicht, so dass er nun insgesamt nur 
noch über 6 Prozent Sehfähigkeit verfügt. 
Aufgrund seines Gesundheitszustandes und 
fortwährender physischer Angriffe nach sei- 
ner Entlassung 1991 beantragte er 1993 po- 
litisches Asyl in der BRD. 

Im Mai 1999 wurde von Sei- 
ten der BRD ein internationa- 
ler Haftbefehl gegen ihn erlas- $, 
sen. Fast ein halbes Jahr später | 
wurde Nuri in der Schweiz ver- 
haftet und Anfang diesen Jah- 
res an die BRD-Justiz ausgelie- 
fert. Auch hier ist er - wie be- 
reits in der Schweiz - strenger 
Einzelhaft und den sattsam be- 
kannten und international ver- 
urteilten Isolationshaftbedin- 
gungen unterworfen. 

Angeklagt ist neben Nuri 
Eryüksel auch eine weitere 
Funktionärin der DHKP-C, Sa- 
hine Hüsniye. Ebenso wie Nu- 


ri wird auch Sahine von der Rund 100 v. 


Bundesanwaltschaft BAW vor- 
geworfen, im Zeitraum 1997 
bis 1999 Gebiets- und Deutsch- 
landverantwortliche der Orga- 
nisation gewesen zu sein und 
damit auch maßgeblich für Brandanschläge 
gegen türkische Einrichtungen 1997 und das 
Vorgehen gegen AbweichlerInnen in den ei- 
genen Reihen verantwortlich zu sein. Um die 
beiden nach dem Anti-Terrorismusparagra- 
phen § 129a anklagen zu können behilft sich 
die BAW des sich bereits in politischen Pro- 
zessen gegen ausländische Organisationen 
bewährten Hilfskonstrukts einer dafür zu- 
ständigen Vereinigung innerhalb der Orga- 
nisation. Ihr Anklagekonstrukt soll dann mit 
Hilfe von Aussagen Beteiligter früherer Pro- 
zesse gegen bereits verurteilte DHKP-C-Mit- 
glieder gefestigt werden, wobei natürlich 
auch der dazu gehörige Kronzeuge nicht feh- 
len darf, der vor Gericht „seine Insider- 
Kenntnisse* über die „verbrecherischen 


Strukturen“ der Organisation zum Besten ge- 
ben darf. 


a. türkis 


Dreifach isoliert 


Vorsitzender Richter in dem Prozess im 
Staatsschutzbunker am OLG in Hamburg ist 
mal wieder Herr Mentz, der bereits in frühe- 
ren Prozessen gegen DHKP-C-AktivistInnen 
mit Sprüchen auffällig geworden ist wie: 
„Derjenige, der sich nicht von der marxi- 
stisch-leninistischen Doktrin befreit hat... 
verdient eine hohe Strafe.“ Nach Verlesen des 
Anklagekonstrukts durch Staatsanwalt Ernst 
hatte Nuri Gelegenheit eine Erklärung abzu- 
geben. Er ging darin in erster Linie auf seine 
Haftsituation ein, die sich in einer von ihm 
so bezeichneten dreifachen Bestrafung und 
Isolation auszeichnet: Zum einen ist er seit 
nunmehr einem Jahr vollkommen isoliert, 
d.h.: keinerlei Kontaktmöglichkeiten zu an- 
deren Menschen außer zu sich selbst, ver- 
stärkt wird seine Isolation durch seine Situa- 
tion als türkischer Gefangener mit geringen 


ER 


Deutschkenntnisse, was ihn zusätzlich aus- 
gegrenzt - zumal „die Amtssprache deutsch 
ist“ (Zitat Richter Mentz) aber am Gravie- 
rendsten ist seine gesundheitliche Situation : 
Durch seine fast völlige Erblindung kann Nu- 
ri weder lesen noch fernsehen, d.h.: er ist auf 
eine Person angewiesen, die ihm aus Zeitun- 
gen und Briefe vorliest oder mit ihm zusam- 
men die des Prozesses durchgeht zur Vorbe- 
reitung seiner Verteidigung. Dies wird ihm 
aber bisher vom Gericht verweigert. Nuri 
sieht darin sogar einen Widerspruch zur deut- 
schen Strafgesetzgebung, die zwar eine Kon- 
trolle der Kommunikation vorsehen aber 
nicht deren Verhinderung. Dies würde auch 
dem Charakter des Menschen als soziales und 
auf Kommunikation angewiesenes Wesen 
widersprechen und bedeute damit eine Ent- 
menschlichung für ihn. 


che Unterstützerlnnen und Freundinnen von Nuri zogen 
nach Ende des ersten Prozesstages gegen Nuri Eryüksel lautstark mit Transpa- 
renten um den Staatsschutzbunker und den Untersuchungsknast am Holsten- 
glacis - ihre Parolen „Freiheit für Nuri Eryüksel!” und „Iso-Haft ist Folter- Iso- 
Haft ist Mord!” wurden teilweise auch von den Gefangenen im UG erwidert 


Das gleiche gilt für den verbotenen Bezug 
türkischer Zeitungen. Nuri prangerte dies als 
eine Einschränkung seines Rechts auf Infor- 
mation an und betonte in seiner Erklärung, 
dass er als politisch denkender und handeln- 
der Mensch auf Informationen über das po- 
litische Weltgeschehen angewiesen ist, zumal 
es sich bei den verweigerten Medien nicht 
keineswegs um verbotene Schriften handelt: 
Immerhin wurde inzwischen wenigstens die 
Trennscheibe beim Besuch seiner Verteidige- 
rinnen entfernt. 

Begründet werden diese Maßnahmen von 
Seiten der Justizbehörden mit der Gefahr der 
„Verdunklung“ . Zu dieser hätte Nuri aber 
nach Erlass des internationalen Haftbefehls 
fünf Monate Zeit gehabt, als er noch in Frei- 
heit war. Nuri sieht daher in diesen Maßnah- 
men gegen ihn auch vielmehr die Vorurteile 
des deutschen Staates gegen ihn zum Aus- 
druck kommen. Diese Maßnahmen stünden 
auch eklatant im Wider- 
= spruch zum internationa- 
= len Auftreten der BRD als 
Garant und „Vorbeter“ 
der Menschenrechte. 
Zum Schluss betonte Nu- 
ri, dass der Kampf gegen 
das in der Türkei herr- 
schende faschistische Re- 
gime vollkommen legitim 
ist, und dass er diesen 
Kampf als Revolutionär 
auch weiterhin führen 
wird. 

Nach der Erklärung er- 
tönt minutenlanger Bei- 
fall im Gerichtssaal. Dann 
geht das Gericht in die 
Beweisaufnahme über. 
Sahine äußert sich 
zunächst nicht zum Pro- 
zess, behält sich dies aber 
zu einem späteren Zeit- 
punkt vor. Auch die Ver- 
teidigung hält sich - für einen politischen 
Staatsschutzprozess - erstaunlich bedeckt. 
Unter den vorgeladenen ZeugInnen, die nun- 
mehr namentlich verlesen werden, sind auch 
bereits verurteilte DHKP-C-AktivistInnen, 
die aber allesamt von ihrem Recht der Aus- 
sageverweigerung nach $ 55 StPO Gebrauch 
machen. So werden in den nächsten Wochen 
und Monaten andere Beteiligte aus früheren 
Verfahren in dem Prozess gegen Nuri zu 
hören sein, in erster Linie RichterInnen und 
PolizistInnen. Sie sollen das Konstrukt der 
Anklage abdichten helfen. Nuri hat an- 
gekündigt, dass ersich voraussichtlich am 30. 
Oktober politisch zu den Vorwürfen äußern 
wird. 


Bisher geringe öffentliche Resonanz 


Obwohl einen Tag vor Beginn des Prozesses 
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vom Hamburger Komitee gegen Isolations- 
haft IKM eine Pressekonferenz organisiert 
wurde, war das Interesse der Öffentlichkeit 
bisher mäßig. Zwei Fernsehberichte - auf 
Hamburg 1 im BILD-Zeitungsstil und auf 
NDR 3 etwas liberaler, ein Artikel in der Welt 
Hamburg was die bürgerlichen Medien an- 
geht, und zwei Artikel - im neuen Deutsch- 
land und in der jungen Welt - sowie ein Be- 
richt auf FSK sind bisher alles an öffentlicher 
Resonanz. Auch die deutsche Linke hält sich 
bisher bedeckt. Anscheinend ist der alte lin- 
ke Anspruch im Zuge der weltweiten Um- 
brüche weitgehend in Vergessenheit geraten, 
den der Landesgeschäftsführer der PDS Ham- 
burg auf der Pressekonferenz von IKM mit 
den Worten auf den Punkt brachte: „Unab- 
hängig davon ob ich die politischen Einstel- 
lungen im Einzelnen teile, finde ich, ist in- 
nerhalb der Linken grundsätzlich immer 
dann, wenn Menschen inhaftiert werden, die 
als Linke inhaftiert werden - wegen ihrer lin- 
ken Tätigkeit - Solidarität angesagt. Das galt 
immer, und es gilt auch weiterhin und zwar 
unabhängig von dem, was der Staat ihm vor- 
wirft oder was sie vielleicht tatsächlich ge- 
macht haben.“ 

Das Verfahren gegen Nuri wird sich einige 
Monate hinziehen, wie Richter Mentz bereits 
angekündigt hat. Sicher genug Zeit Solida- 
rität zu üben oder praktisch zu entwickeln. 

1993 hatte sich die Revolutionäre Linke 
(Dev Sol) in zwei unversöhnliche politische 
Flügel gespalten - die DHKP-C unter Dursun 
Karatas und die THKP unter dem inzwischen 
gefallenen Bedri Yagan. Beide Flügel 
bekämpften sich bis 1998 bewaffnet, wobei 
diesen Auseinandersetzungen auch in der 
BRD einige Funktionärlnnen beider Flügel 
zum Opfer fielen. Inzwischen wurde sowohl 
in der Deeskalationserklärung von S. Gül 
(Anfang ‘99 in Hamburg verurteilter Funk- 
tionär der DHKP-C) als auch in der Gewalt- 
verzichtserklärung des DHKP-C-Vorsitzen- 
den Dursun Karatas Anfang letzten Jahres 
glaubwürdig versichert, die innerparteilichen 
bewaffnet ausgetragenen Auseinanderset- 
zungen nur noch ideologisch weiter zu 
führen. Damit gehört diese Form der Aus- 
einandersetzung innerhalb der türkischen 
Linken - zumindest was diese beiden Orga- 
nisationen betrifft - der Vergangenheit an. 

Als triftiger Grund und Vorwand für Nicht- 
verhalten von weiten Teilen der deutschen 
Linken kann dieser Konflikt jedenfalls schon 
lange nicht mehr herhalten, zumal solche mi- 
litant ausgetragenen Auseinandersetzungen 
in der Geschichte von linken Organisationen 
Ja keinen Einzelfall darstellen. Ganz abgese- 
hen davon, wäre aber dafür weder die bun- 
desdeutsche Klassenjustiz zuständig noch 
kann dies eine Legitimation für das deutsche 
Verfolgungsinteresse der BRD-Justiz darstel- 
len. 

Vielmehr gilt auch hier nach wie vor: Soli- 
darität ist eine Waffe. 

Ic 
Prozesstermine: 
30.10., 7.-8., 15.-16.11. (Mo um 14.30 Uhr, 
Di und Mi um 9.30 Uhr) 
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Erklärung von TAYAD 
Die Mörder von 
Ulucanlar müssen 
verhaftet werden! 


Es ist genau ein Jahr vergangen, seitdem un- 
sere Kinder in Ulucanlarermordet wurden. Seit 
einem Jahr haben wir Gerechtigkeit gefordert. 
Wir wollten, dass die Mörder verhaftet und 
verurteilt werden. Jede Forderung nach Ge- 
rechtigkeit wurde mit Gewalt beantwortet. 
Und wir wurden als „Terroristen“ bezeichnet. 
Wir forderten Gerechtigkeit, aber verurteilt 
wurden wir und diejenigen unserer Kinder, die 
das Massaker von Ulucanlar überlebten. 

Es ist genau ein Jahr vergangen. Es ist be- 
kannt, wer unsere Kinder ermordet hat. Ihre 
Namen und Adressen sind auch bekannt. Aber 
keiner von ihnen wurde bis heute verhaftet 
oder vor Gericht gestellt. Selbst die Parla- 
mentarierInnen gestehen es ein, dass die Ge- 
fangenen in Ulucanlar durch Folter getötet 
worden sind. Die Autopsie-Berichte, die Fil- 
me, die Fotos und die Zeugenaussagen sind 
ebenfalls der Öffentlichkeit bekannt. Trotz al- 
ledem wurde kein einziger der Mörder ver- 
haftet. 

Wir fordern Gerechtigkeit, nicht nur für uns 
sondern für alle. Für das ganze Volk fordern 
wir Gerechtigkeit. Der Ulucanlar-Prozess geht 
jede/n an. Es ist das Anliegen von jedem und 
jeder, die Verantwortlichen zur Rechenschaft 
zu ziehen. 


Kundgebung zum Ge- 
denken an das Massa- 
ker von Ulucanlar in 
Hamburg am 30.9. 
(Bild oben). 

Am 23.9.führte das So- 
lidaritätsbündnis für 
die politischen Gefan- 
genen in der Türkei DE- 
TUDAK in Hamburg eine 
Kundgebung gegen die 
Einführung von Isolati- 
onsgefängnissen à la 
Stammheim in der Tür- 
kei durch. (rechts) 
Bilder: Ic 


Die Verbrecher müssen ihre Strafe erhalten. 
Diejenigen, die in Ulucanlar gefoltert haben 
und durch Folter Menschen getötet haben, 
sind Verbrecher. Abgesehen von dem Verstoß 
gegen die Gesetze dieses Landes haben sie 
durch die Folter ein Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit begangen. Daher muss jede/r 
im Namen der Menschlichkeit die Forderung 
aufstellen, dass diese Verbrecher verurteilt 
werden. 

Wir, Die Familien von TAYAD, geben be- 
kannt, dass wir am ersten Jahrestag des Ulu- 
canlar-Massakers in einen zweitägigen Hun- 
gerstreik treten werden. Wir rufen alle auf, un- 
seren Hungerstreik zu besuchen. Die Verbre- 
cher, die in Ulucanlar unsere Kinder durch Fol- 
ter ermordet haben müssen verhaftet werden.. 


Die Tayad-Familien befinden sich erneut 
in Polizeigewahrsam 


Özgür TAYAD 21. September 2000 Nr. 136 
Auch heute waren wir mit der Forderung, die 
F-Typ Gefängnisse zu schließen und die Ver- 
antwortlichen für das Massaker an den Ge- 
fangenen in Buca (Izmir) anzuklagen, bei der 
Aktion. 7 Gefangenen-Angehörige, die Mit- 
glieder unseres Vereins sind, haben sich heu- 
te um 15.00 Uhr am Galata-Turm festgeket- 
tet, um auf sich aufmerksam zu machen. Wei- 
ter ließen sie vom Turm ein Transparent her- 
abhängen, auf dem in englischer und türki- 
scher Sprache geschrieben stand: „Isolation 
Ist Folter, Stellen Wir Uns Gegen Tod Unter 
Folter“. Die Sicherheitskräfte, die in die Akti- 
on eingriffen, bedienten sich ihrer herkömm- 
lichen Methode, indem sie ohne Rücksicht auf 
ältere Menschen angriffen und die Angehöri- 
gen auf den Boden zerr- 
Be ten und festnahmen. 
$ Wir als TAYAD-Fami- 
= lien werden unsere Ak- 
tionen trotz aller Repres- 
sion und Gewalt bis zur 
Schließung der Isolati- 
onszellen fortsetzen. Kei- 
ne Kraft und kein Gesetz 
kann verhindern, dass 
wir für unsere Kinder 
eintreten und uns ihrem 
Tod entgegenstellen. 
Isolationszellen bedeuten 
Tod - setzen wir uns 
dagegen ein 


Österreich: Brief eines Gefangenen 
der Operation Spring 


Rassistische 
Ungerechtigkeit 


Auszüge aus einem Brief eines Mannes aus 
Liberia, der im Rahmen der Operation 
Spring Ende Mai 1999 verhaftet wurde, 
nachdem er an den Protesten bezüglich 
Marcus Omofumas Tods teilnahm, und die- 
sen Zusammenhang sehr klar aufzeigt. Im 
März wurde er zu fünfjähriger Gefängnis- 
strafe verurteilt. Er beschreibt das Ange- 
bot der Polizei zur Kooperation, das er ab- 
lehnte, den Gefängnisalltag und das Gefühl 
der Entrechtung und rassistischer Behand- 
lung in Osterreich. Anschließend findet ihr 
eine Übersetzung dieser Auszüge (thanx to 
J.!). Den gesamten Brief findet ihr unter 
wwWw.no-racism.net 


Um zu beginnen: Ich habe viel gelernt, seit 
ich im Gefängnis bin. Österreich ist eine Na- 
tion, deren Verbrechen durch ungerechte Ge- 
setze geschützt werden; Schwarze werden als 
primäre Ziele ausgesucht und gezwungen, ein 
System zu akzeptieren, das uns zu Opfern die- 
ses Rassismus macht. Als Beispiel muss man 
sich nur den Umgang des Staates Österreich 
mit dem Tod von Marcus Omofuma ansehen, 
der im Vollzug einer Abschiebung mit ver- 
bundenen Augen, gefesselten Armen und 
Beinen und zugeklebter Nase und Mund 
starb. Nach seinem Tod wurde eine friedliche 


Kundgebung organisiert, an der sowohl 
Schwarze als auch Weiße teilnahmen. Die 
Ironie an der ganzen „unangenehmen Omo- 
fuma-Geschichte“ war, dass sie in einem Land 
passierte, die sich auf das Prinzip der Demo- 
kratie beruft. 

Weiter möchte ich von einem Vorfall be- 
richten, der sich nach der friedlichen De- 
monstration am 27. Mai 1999 ereignete: Ich 
schlief in meinem Haus in Graz, als die Poli- 
zei plötzlich die Tür aufbrach und begann, 
mich zu schlagen, mich zu beschimpfen und 
des Drogenhandels zu beschuldigen. Sie be- 
gannen sogar, mich rektal zu untersuchen, 
was mir heute noch Probleme bereitet. Viele 
Schwarze wurden an diesem Tag auf diese 
Weise heimgesucht: Ich erinnere mich auch, 
dass die Beamten ein Bild von einem Affen 
zeichneten und meinten, das sei mein Bru- 
der; dann lachten sie und nannten mich „Nig- 
ger“ und meinten, ich hätte sowieso keine 
Chance in Österreich, weil ich schwarz bin. 
(...) 

All diese Dinge sind nach der Kundgebung 
nach dem Tod von M. Omofuma passiert; Po- 
lizisten in Graz sagten mir sogar, sie wollten 
die Schwarzen bestrafen, weil sie das Image 
der österreichischen Polizei in der ganzen 
Welt beschädigen würden. Meine Frage lau- 
tet jetzt: Gehen wir vorwärts oder rückwärts, 
wenn man sieht, wie Polizisten mit hasser- 
füllten Augen meine Brüder und Schwestern 
erbarmungslos beschimpfen, stoßen, schla- 
gen und treten? Wenn man den Großteil mei- 
ner schwarzen Brüder in einem luftdichten 
Gefängniskäfig ersticken sieht, in einerso rei- 
chen Gesellschaft? Sogar die ungerechte Be- 


handlung von Schwarzen vor Gericht ist 
traurige immer wiederkehrende Realität. 
Wurden wir nicht alle vom selben „Gott“ ge- 
schaffen? 

Immer wenn ich mir über meinen Zustand 
hier drinnen bewusst werde (als einziges Kind 
einer Familie, das jetzt in einer anderen, auch 
von Menschen geschaffenen Welt lebt), fra- 
ge ich mich: Was haben wir Schwarzen der 
österreichischen Polizei eigentlich so Schlim- 
mes getan? (...) 

Sie haben mir vorgeschlagen, gegen ande- 
re Schwarze falsch auszusagen; andere ha- 
ben es getan, haben mit der Polizei kollabo- 
riert und gegen andere Schwarze ausgesagt. 
Die Polizei hat mir versprochen, dass meine 
Anzeige fallengelassen und ich kein Ge- 
richtsverfahren bekommen würde, wenn ich 
mit ihnen „zusammenarbeite“; ich aber ha- 
be mich geweigert und auf die Wahrheit be- 
standen. Ich habe gesagt, dass es gegen mei- 
ne Religion als Christ verstoßen würde, je- 
manden, egal ob schwarz oder weiß, anzulü- 
gen. Sie haben gesagt, dann müsste ich eben 
im Gefängnis bleiben. Ich hatte gehofft, die 
österreichische Polizei würde begreifen, dass 
Justiz und Exekutive der Durchsetzung der 
Gerechtigkeit dienten und dass, wenn sie das 
nicht tun, sie eine gefährliche Struktur be- 
kommen, die den sozialen Fortschritt aufhält. 

Die Polizei hat mir gesagt, dass alle Rich- 
ter, Staatsanwälte, Anwälte und alle anderen 
aus Österreich seien, dass alles, was sie als 
Anklage erheben würden, auch gegen mich 
verhandelt werden würde. Am 9.März 2000, 
nach 9 Monaten und etlichen Wochen be- 
gann die Verhandlung. Wie der Jurist richti- 


M des Wuppertaler 
_ Wanderkirchenasyls, 
in Abschiebehaft 


Am Samstag, den 7.10.00, wurde der kur- 
- dische Flüchtling Mehmet Kilic in Bergisch 
Gladbach festgenommen. Er befindet sich 
. aktuell in Abschiebehaft in Büren. Es ist zu 
befürchten, dass Mehmet Kilic sehr kurzfri- 
. stig abgeschoben wird. 

-~ Mehmet Kilic befindet sich seit 7 Jahren 
_inDeutschland. 1992 hatte die türkische Re- 
-~ gierung das kurdische Neujahrsfest in Ciz- 
. reblutig beendet. Bei diesem „Newroz-Mas- 
- saker“ wurden 101 Menschen kurdischer 
Abstammung umgebracht. Mehmet wurde 
in diesem Zusammenhang bei einer Razzia 
- festgenommen und 15 Tage verhört und 
__mißhandelt. Als am 18.2.93 sein Bruder Ke- 
mal Kilic hingerichtet wurde, gab es für 
 Mehmetnureinen Ausweg, das Land zu ver- 
lassen. Sein Asylantrag wurde am 11.3.93 
abgelehnt. Seit dem 22.11.98 befindet er 


Erst im Januar diesen Jahres wurde ein 
anderer abgeschobener Teilnehmer des 
Wanderkirchenasyls von den türkischen Si- 
cherheitsbehörden massiv misshandelt und 
dabei unter Vorlage von Bildern insbeson- 
dere nach Namen von Akteuren und Initia- 
toren des Wanderkirchenasyls befragt. 
Selbst der korrigierte Lagebericht des Aus- 
wärtigen Amtes beschreibt die Gefähr- 
dungspotentiale für abgeschobene Flücht- 
linge in der Türkei. Er folgt damit zumin- 
dest ansatzweise den Darstellungen von 
Menschenrechtsorganisationen über anhal- 
tende Folterungen, 

Misshandlungen extralegale Hinrichtun- 
gen und anderen massiven Menschen- 
rechtsverletzungen in der Türkei. Er schließt 
insbesondere die Verfolgung von Teilneh- 
merInnen des Wanderkirchenasyls nicht 
aus. 

Aktuell sitzen 3 kurdische Flüchtlinge aus 
dem Wanderkirchenasyl in Abschiebehaft. 
Wir vermuten, dass dies ein gezielter Ver- 
such ist, insbesondere die politisch aktiven 
Flüchtlinge abzuschieben und somit das 
Wanderkirchenasyl auszuhöhlen. 


Die drohenden Abschiebungen passen 
sich nahtlos ein in die direkte Anordnung 
des Innenministeriums an die Ausländer- 
behörden in NRW, aufenthaltsbeendende 
Maßnahmen gegen die Teilnehmer des 
Wanderkirchenasyls NRW einzuleiten. Die- | 
se Anordnung ignoriert die nachgewiesene 
Gefährdung auf unverantwortliche Weise 
und ist - angesichts des aktuellen staatlich 
angeordneten Antirassismus - nur noch zy- 
nisch und verlogen zu nennen. Es ist eine 
Doppelzüngigkeit, einerseits Zivilcourage \ 
bei der Bekämpfung rechter Gewalt zu for- | 
dern, andererseits gleichzeitig die Abschie- 
bung von Flüchtlingen anzuordnen, dievon _ 
Folter und Tod bedroht sind. Wir verweh- 
ren uns gegen diese Art von geheucheltem 
Antirassismus und fordern einen sofortigen _ 
Abschiebestopp. 


Wir forden Freiheit für Mehmet Kilic, Ha- 
lil Arslan und Hüseyin Calhan aus dem Wan- 
derkirchenasyl! 
Keine Abschiebung in den Folterstaat Tür- | 
kei! 
kein mensch ist illegal - UnterstützerInnen 
des Wanderkirchenasyls Wuppertal m 


gerweise meinte: „Verzögerte Gerechtigkeit 
ist verweigerte Gerechtigkeit.“ Nach meiner 
Verhandlung wurde ich zu einer fünfjährigen 
Gefängnisstrafe verurteilt - genau wie die Po- 
lizei mir vorhergesagt hatte. Ich fragte den 
Richter wofür ich verurteilt werde - er ant- 
wortete, dass die Polizei schon wisse, was sie 
tue, und nicht lüge, und außerdem sei ich 
schwarz und daher sicher ein Drogendealer 
und dass er nicht mehr Beweise brauche! 

Ich fragte ihn noch, ob er mich meiner Far- 
be oder meines Charakters nach verurteile - 
die Frage blieb bis heute in der Luft. Ich ha- 
be dem Gericht gesagt, dass ich dieses Urteil 
nicht annehme, da sie mir nicht nur meine 
Rechte verweigert, sondern mich auch als 
Mensch psychisch gefoltert haben: sie haben 
mich als Mensch abgewertet. Rassistisch mo- 
tivierte Diskriminierung ist immer eine tra- 
gischer Ausdruck der spirituellen Degenera- 
tion und des moralischen Bankrott der Men- 
schen. Deshalb habe ich beim Obersten Ge- 
richtshof eine Beschwerde wegen rassisti- 
scher Ungerechtigkeit eingeleitet, bei der 
mich am Anfang auch mein Anwalt unter- 
stützt hat. 

Ich weiß zur Zeit nicht, was aus dieser Be- 
schwerde geworden ist, denn mein Anwalt 
wollte aufgrund meiner finanziellen Lage den 
Fall schließen. Selbst die Anhörungspapiere 
mir zu schicken ist, ihm nicht möglich. Jetzt 
wird mir immer mehr klar, dass jemand et- 
was gegen rassistische Diskriminierung und 
für die Wahrung der Grundrechte für 
Schwarze in diesem Land machen muss, be- 
vor es zu spät ist. (...) 

Ich weiß aus eigener schmerzlicher Erfah- 
rung, dass Unterdrücker niemals freiwillig 
Freiheit gewähren; die Unterdrückten müs- 
sen diese Freiheit erst verlangen. Seit Mona- 
ten höre ich nun dieses Wort: „Warte!“ Es 
klingt im Ohr jedes schwarzen Mannes - ein 
grässlich vertrauter Klang. Diese „Warte!“ hat 
fast immer bedeutet „niemals“ ... (...) Ich glau- 
be daran, dass es immens wichtig ist, das 
Recht auf Gleichheit unter Anwendung des 
Gedankens der Menschenrechte zu verteidi- 
gen; aber leider gibt es hier keine Men- 
schenrechtsorganisation, die den Verdacht 
der Ungerechtigkeiten gegenüber Schwarzen 
hier in Österreich weiterverfolgt. 

Trotzdem bin ich sehr dankbar für die Be- 
sorgnis und das Interesse, dass die „Gemmi“ 
mir und anderen Schwarzen hier entgegen- 
bringt. Ihr seid noch wenige, doch was Euch 
an Quantität fehlt, macht Ihr an Qualität wie- 
der wett. Meine Glückwünsche! Ich weiß, dass 
Euch einige verärgerte Polizisten als „drecki- 
ge Negerfreunde”“ sehen werden. Kein Pro- 
blem. Ich hoffe, dass Ihr wisst, dass alles, was 
Ihr tut, richtig und legal ist. Wie ich schon 
vorher erwähnt habe, alles, was Hitler in 
Deutschland gemacht hat, war „legal“. Und 
alles, was die ungarischen Freiheitskämpfer 
getan haben, war „illegal“, wie z.B. einem Ju- 
den in Hitler-Deutschland zu helfen. Ich bin 
sehr froh darüber, dass jedeR von Euch mich 
versteht und Ihr soviel Freundschaft und Be- 
sorgnis mir und allen anderen Schwarzen ge- 
genüber zeigt. (...) 
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für die von Folter und Tod bedrohte 
_ kurdische Journalistin Meral Akyol 


Nur wenn auf der Stelle alles in unseren 
- Kräften Stehende unternommen wird, kann 
_ die Journalistin Meral Akyol vor Gefahr an 
. Leib und Leben noch geschützt werden. 
-Frau Akyol befindet sich seit Anfang Ju- 
ni in Abschiebehaft in Aichach, nachdem 
- die Passauer Ausländerbehörde zuvor Si- 
_ cherheitshaft angeordnet hatte. Die Fest- 
_ nahme wurde damit begründet, Akyol ha- 
be keine Erkennungsdokumente und auch 
_ versäumt, auf einen Abschiebebeschluss 
mit Widerspruch zu reagieren. Akyol hatte 
in Deutschland politisches Asyl beantragt, 
-den behaupteten Abschiebebeschluss je- 
-doch nie erhalten. Schließlich wurde sie 
festgenommen, als sie korrekt ihre Aufent- 
. haltserlaubnis in Passau verlängern wollte. 
Im Falle der bevorstehenden Abschie- 
- bung in die Türkei droht ihr akute Lebens- 
gefahr. 

-Meral Akyol war lange Zeit als freie Mit- 
 arbeiterin für die Tageszeitung „Özgür Po- 
litica“ tätig. Sie hatte Interviews produziert 
und dabei auch Gespräche mit deutschen 
Politikern geführt. Ihr Bruder Hüseyin 
- Akyol wurde am 23. August abgeschoben 
und eine Zeitlang vermisst. Nach einem in- 
_ tensiven Verhör, Folter und Drohungen sei- 
tens der türkischen Behörden wurde er frei- 
gelassen. 

-~ Meral Akyol hat in der Abschiebehaft 


Es gibt auch andere Gruppen und Organi- 
sationen, die hier eine große Rolle spielen; 
das Problem der rassistischen Ungerechtig- 
keit und Rechtsprechung ist so komplex, de- 
tailliert und weit ausschweifend, dass es der 
vereinten Anstrengungen von zahlreichen 
Individuen und Institutionen bedürfen wird, 
um eine Lösung zu finden. Trotz aller tragi- 
schen Ereignisse und des ständigen Kampfes 
suchen wir nach Hoffnung, dass Schwarze 
sich frei bewegen dürfen und Rechte haben, 
auch in der Bürgerrechtsabteilung des Ju- 
stizministeriums, mit der Unterstützung der 
Menschenrechtsorganisationen, der UNO, 


Aichach mit einem Hungerstreik begonnen. 
Frau Akyol, die den Streik nach 22 Tagen 
aufgab, befindet sich gesundheitlich in ei- 
nem äußerst schlechten Zustand. Erst nach 
längerem Kampf konnte sie von ihrer Mut- 
ter besucht werden. Die Abschiebebehörde 
Passau hat die Haft nun bis zum 1. Dezem- 
ber verlängern lassen und beabsichtigt, sie 
während des kurzen verbleibenden Zeit- 
raumes an die Folterer in der Türkei zu über- 
geben. 5 


Nur mit nationalen und internationalen 
Protesten, Appellen und Aktionen kann 
die hochgefährdete kurdische Journali- 
stin noch gerettet werden. . 


Bitte schreiben sie Briefe und Faxe an: 
Stadt Passau 

Ausländeramt 

Herr Linseisen 

Fax: 0851 - 934180 
Verwaltungsgericht Regensburg 

13. Kammer 

Herr Richter Ettner 

Heidplatz 

93047 Regensburg . 
Bitte senden Sie eine Kopie an den Rechts- 
anwalt von Meral Akyol: , 
Andreas Hermann, Tel. 0851-31140, Fax: 
0851 - 2950 
Für weitere Auskünfte, Aktionen, Appel- 
le und notwendige Adressen wenden Sie 
sich bitte an: Özgür Politika, Herrn Cemal 
Ucar, Tel. (0 61 02) 20 73, oder E-Mail: 
CEMALUCAR@ROJONLINE.COM 


amnesty international und dem Rest der Welt. 
(...) Dem Rassismus, dem ich hier in Öster- 
reich begegne, ist kein Problem eines Teils der 
Gesellschaft, er ist ein nationales Problem. 
Wenn man die Polizisten oder die Gefäng- 
niswärter beobachtet, wie sie uns Arbeit und 
gutes Essen verweigern, nur weil wir schwarz 
sind in etwa. Sie haben uns in unseren Zel- 
len eingesperrt und uns wie Tiere gefüttert - 
nicht einmal Tiere könnten die jetzige Situa- 
tion aushalten. Als wir nach Arbeit im Ge- 
fängnis fragten, war die einzige Antwort: 
„Nicht für Drogendealer“ oder „keine Chan- 
ce für Nigger“ 


A RSR 


EEE ni z 
. in Hannover 


Der Hungerstreik 


Vier tamilische Flüchtlinge haben am 4. Sep- 
tember 2000 im Abschiebegefängnis Moers 
(Nordrhein-Westfalen) einen Hungerstreik 
begonnen, um damit gegen ihre drohende 
Abschiebung nach Sri Lanka zu protestieren. 
Mit ihrem Entschluss, so auf ihre verzweifel- 
te Lage und die aller Tamillnnen, die nach Sri 
Lanka abgeschoben werden, aufmerksam zu 
machen, haben sie den einzigen Weg gewählt, 
der ihnen noch offen stand - einen unbe- 
grenzten Hungerstreik, der zu einem langsa- 
men und schmerzvollen Kampf mit dem Tod 
werden kann. 

Um das versteckte Leiden der Hungerstrei- 
kenden an die Öffentlichkeit zu bringen, ha- 
ben Tamillnnen und andere, die sich gegen 
Rassismus engagieren, Solidaritätsaktionen 
durchgeführt - die auffälligste ist sicherlich 
die Non-stop-Mahnwache vor dem Abschie- 
begefängnis in Moers, die am 18. September 
begann. Hunderte von Tamillnnen von nah 
und fern - einige waren aus Flüchtlingsla- 
gern in der Nähe von Basel angereist - be- 
teiligten sich und die Mauer des Schweigens 
begann zu bröckeln. Neben der Presse in 
Nordrhein-Westfalen berichteten auch inter- 
nationale Medien (sogar BBC World Service) 
über den Hungerstreik, weil sie über die 
Mahnwache darauf aufmerksam geworden 
waren. Den deutschen Behörden war es 
äußerst unlieb, dass ihre unmenschliche Ab- 
schiebepraxis so bloßgestellt wurde, beson- 
ders der Leitung des Abschiebegefängnisses 
in Moers, wo sich im letzten Jahr der tamili- 
sche Flüchtling Vellupillai Balachandran 
getötet hatte, um einer drohenden Abschie- 
bung nach Sri Lanka und damit verbundener 
Folter zu entgehen. Als das Moerser Gefäng- 
nis ins Augenmerk der Öffentlichkeit kam, 
zeigte sie sich mit der Behauptung, „die 
Mahnwache an der Haagstraße würde die 
Hungerstreikenden nur dazu animieren, 
ihren Hungerstreik durchzuziehen und ihr 
Leben zu gefährden. Letztlich müsste eine 
Zwangsernährung geprüft werden“ (NRZ/ 
WAZ Moers,19.9.00), plötzlich sehr besorgt 
um das Leben der Hungerstreikenden. 

Ein Eingriff durch Zwangsernährung erü- 
brigte sich jedoch, weil der offizielle tamili- 
sche Dolmetscher, der ungehinderten Zugang 
zu den tamilischen Flüchtlingen in dem Ab- 
schiebegefängnis hat, diese mit dem Ver- 
sprechen, dass alle freigelassen würden, 
nötigte, ihren Hungerstreik zu beenden. Dar- 
aufhin beschlossen die vier tamilischen 
Flüchtlinge nach 22 Tagen, ihren Hunger- 
streik abzubrechen. S. Sundralingam, einer 
der vier, wurde umgehend, nach einem Haft- 
prüfungstermin am 27. September, aus der 
Abschiebehaft entlassen. Es ist kein Wunder, 
dass die tamilischen Flüchtlinge den Zusa- 
gen des Übersetzers vertrauten, da er den di- 
rektesten Kontakt zu den Tamilen hatte. 
Selbst den Angehörigen wurden nur alle zwei 
Wochen für 30 Minuten Besuchszeit zuge- 
standen... 


Moers 


Mahnwache für die Freilassung von tamili- 
schen Flüchtlingen im Abschiebegefängnis 


Die Mahnwache geht weiter 


Allerdings gibt es keinerlei Versicherungen, 
dass den Zusagen über die voraussichtliche 
Freilassung innerhalb von zwei Wochen, die 
laut des Dolmetschers Herrn Ramachandran 
vom Innenministerium gemacht wurden, 
Glauben geschenkt werden kann. Im Gegen- 
teil - ein Sprecher des Innenministerium 
äußerte gegenüber der NRZ/WAZ am 28. 09. 
00 : „Den Tamilen wurden keine Verspre- 
chungen gemacht, es wurde gesagt, dass sich 
durch den Hungerstreik nichts an ihrer Si- 
tuation ändere.“ Zudem sickerten durch ein 
übermitteltes Dokument, Daten und Details 
zu geplanten Durchführungen der Abschie- 
bungen von den drei in Haft verbliebenen Ta- 
milen zu uns durch. Schließlich wurden am 
28. September und am 01. Oktober in Krefeld 
zwei 

weitere Tamilen namens Silluvairaja und 
Emanuel Christy Vathanakumar verhaftet 
und in die Moerser Abschiebehaftanstalt ge- 
bracht - die Zahl der tamilischen Flüchtlin- 
ge hat sich so in dem Hafthaus wieder auf 
fünf erhöht. Deshalb haben wir beschlossen, 
die Mahnwache bis zur Freilassung aller ta- 
milischen Flüchtlinge fortzusetzen. 

In einem öffentlichen Schreiben über die 
Gründe ihres Hungerstreiks erklärten sie: 

„..Asylbegehren werden in Deutschland 
für Tamilen nicht ausreichend berücksichtigt. 
Es werden in Deutschland, trotz besseren 
Wissens der Regierung und der Justiz, im 
Übermaß Abschiebungen der tamilischen 
Volksgruppe vorgenommen. Es ist der deut- 
schen Regierung bekannt, daß die tamilische 
Volksgruppe in Sri Lanka verfolgt, inhaftiert, 
gefoltert, vergewaltigt und getötet wird. Das 
tamilische Volk wird seiner Menschenrechte 
beraubt.“ 

„Nach deutschem Asylgesetz dürfen Ge- 
folterte nicht in das Land, in der sie die Fol- 
ter erlitten haben, zurückgeschickt werden. 
Trotzdem werden seit einigen Jahren ver- 
mehrt Abschiebungen nach Sri Lanka vorge- 
nommen. Es soll mit unserem Hungerstreik 
auf die Abschiebungen, aufmerksam ge- 
macht werden, die dazu führen, uns in den 
sicheren Tod zu schicken. Wir bitten die deut- 
sche Regierung darum, einen Abschiebestop 
zu verhängen...“ 

Obwohl der Hungerstreik abgebrochen 
wurde, setzt sich eine Bewegung fort, die trotz 
der Versuche, die Flüchtlinge und ihre Un- 
terstützerInnen zu verleumden und zu ver- 
wirren, die Zustände, die zu dem Hungerstreik 
führten, weiterhin öffentlich macht. Wir er- 
hielten beispielsweise die Nachricht von 
Thambirajah Lenikaran, einem 14-jährigen 
tamilischen Jungen, der nach seiner Flucht 
am 21. September den Flughafen in Frank- 


furt erreichte. Er ist seitdem im Flughafen in- 
haftiert, nachdem schon nach weitere Tami- 
len namens Silluvairaja und Emanuel Chri- 
sty Vathanakumar verhaftet und in die Mo- 
erser Abschiebehaftanstalt gebracht - die 
Zahl der tamilischen Flüchtlinge hat sich so 
in dem Hafthaus wieder auf fünf erhöht. Des- 
halb haben wir beschlossen, die Mahnwache 
bis zur Freilassung aller tamilischen Flücht- 
linge fortzusetzen. 

In einem öffentlichen Schreiben über die 
Gründe ihres Hungerstreiks erklärten sie: 

„.. Asylbegehren werden in Deutschland 
für Tamilen nicht ausreichend berücksichtigt. 
Es werden in Deutschland, trotz besseren 
Wissens der Regierung und der Justiz, im 
Übermaß Abschiebungen der tamilischen 
Volksgruppe vorgenommen. Es ist der deut- 
schen Regierung bekannt, daß die tamilische 
Volksgruppe in Sri Lanka verfolgt, inhaftiert, 
gefoltert, vergewaltigt und getötet wird. Das 
tamilische Volk wird seiner Menschenrechte 
beraubt.“ 

„...Nach deutschem Asylgesetz dürfen Ge- 
folterte nicht in das Land, in der sie die Fol- 
ter erlitten haben, zurückgeschickt werden. 
Trotzdem werden seit einigen Jahren ver- 
mehrt Abschiebungen nach Sri Lanka vorge- 
nommen. Es soll mit unserem Hungerstreik 
auf die Abschiebungen, aufmerksam ge- 
macht werden, die dazu führen, uns in den 
sicheren Tod zu schicken. Wir bitten die deut- 
sche Regierung darum, einen Abschiebestop 
zu verhängen...“ 

Obwohl der Hungerstreik abgebrochen 
wurde, setzt sich eine Bewegung fort, die trotz 
der Versuche, die Flüchtlinge und ihre Un- 
terstützerlInnen zu verleumden und zu ver- 
wirren, die Zustände, die zu dem Hungerstreik 
führten, weiterhin öffentlich macht. Wir er- 
hielten beispielsweise die Nachricht von 
Thambirajah Lenikaran, einem 14-jährigen 
tamilischen Jungen, der nach seiner Flucht 
am 21. September den Flughafen in Frank- 
furt erreichte, Er ist seitdem im Flughafen in- 
haftiert, nachdem schon nach kurzer Zeit sein 
Asylantrag im Zuge des bereits berüchtigten 
Flughafenverfahrens abgelehnt wurde. 

Die Menschenrechtslage in Sri Lanka hat 
sich durch die Verschärfung des bewaffneten 
Konfliktes zum Jahreswechsel dramatisch 
verschlechtert. Über das gesamte Land wur- 
de das Kriegsrecht verhängt und neue „Si- 
cherheitsbestimmungen“ der srilankischen 
Regierung eröffneten den gefürchteten sri- 
lankischen Sicherheitskräften die legalen Be- 
fugnisse für willkürliche und unkontrollier- 
bare Verhaftungen. Allein im Januar diesen 
Jahres wurden mehr als 10.000 Tamillnnen 
bei so genannten „round-ups“ in der Haupt- 
stadt Colombo verhaftet. Seit Jahresbeginn 
haben internationale BeobachterInnen und 
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18. Oktober 


Warum heute 
noch an Stammheim 
erinnern? 


Am 18.10.2000 veranstaltet die Initiative 
‚18.Oktober' zum Jahrestag des Todes ser 
RAF-Gefangenen Gudrun Ensslin, Jan-Carl 
Raspe und Andreas Baader unter dem Mot- 
to „Kein Stammheimexport am Bosporus” 
eine Video-Dia-Kundgebung am Kottbuser 
Tor in Berlin. Ilse Schwipper und Ehan Akin 
sind Mitglieder der Initiative 18. Oktober. 


Was bedeutet Stammheim für Sie als lang- 
jährige politische Gefangene? 

Ilse Schwipper: Der 18.10. ist für mich in er- 
ster Linie eine unglaubliche Zäsur. Ich habe 
den Tag im Knast erlebt, war erschrocken und 
unglaublich traurig. Mir war sofort klar, dass 
das Datum die Niederlage für die radikale Lin- 
ke in der BRD bedeutet. 


Warum sollte im Jahr 2000 daran erinnert 
werden? 

I.S.: Es ist generell wichtig, an tote Revolu- 
tionäre zu erinnern. Nicht um der Niederla- 
ge zu gedenken, sondern um daran zu erin- 
nern, dass es Menschen gegeben hat, die dem 
Staat Paroli geboten haben. Wir zeigen da- 
mit, dass Kampf notwendig ist, wenn wir et- 


„Ich hörte Santhiramohan, wie er die Sol- 
daten anflehte, ihn am Leben zu lassen. Er 
erklärte ihnen, dass er ein einfacher Mann 
sei, der mit einem armen Mädchen verhei- 
ratet SL | 

Dann te es still. 

Nach einiger Zeit, als es schien, dass die 
Soldaten den Ort verlassen hatten, kroch ich 
‚aus dem Dickicht hervor, in dem ich mich 
versteckt hielt. Ich fand den nackten Kör- 
per von Santhiramohan, von dem der Kopf 
‚abgetrennt war, in einem Feld. Sofort rann- 
te ich zu seinem Haus und erzählte seiner 
Frau, dass die Soldaten ihn getötet und: sei- 
nen Kopf abgeschlagen hatten“. | 
berichtete į ein tamilischer: Junge, deri in ej- 
| nem nahegelegenen Feld Ziegen hütete, als 
ein junger tamilischer Mann von An- 
gehörigen der srilankischen Armee am 
Mittwoch, den 9. 8. 2000 Be gaoh 
wurde. | 


Sachverständige von etlichen Menschen- 
rechtsorganisationen wie z. B. amnesty in- 
ternational, die Zunahme der Menschen- 
rechtsverletzungen an Tamillnnen dokumen- 
tiert. Selbst der UNHCR (das Flüchtlings- 
kommissariat der Vereinten Nationen) warnt 
mittlerweile vor Rückführungen tamilischer 
Flüchtlinge nach Sri Lanka. 

Die Kriegssituation in Sri Lanka eskaliert 
zusehends. Infolge der massiven militäri- 
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was verändern wollen. In Zeiten tiefster Re- 


signation bedeutet für mich das Erinnern an 
die Guerilla auch einen Rückblick auf Kämp- 
fe, die zur Veränderung dieser Gesellschaft 
beigetragen haben. 


Herr Akin, welche Bedeutung hat für Sie als 
Mitglied des Solidaritätskomitee für die poli- 
tischen Gefangenen in der Türkei (Detudak) 
Stammheim? 

Erhan Akin (E.A.): Stammheim ist für uns 
der Ort, an dem politische Gefangene in Iso- 
lationstrakten unter bis heute ungeklärten 
Bedingungen zu Tode gekommen sind. 
Früher war Stammheim in der Türkei nur in 
der politischen Linken ein Begriff. In der brei- 
ten Bevölkerung hingegen war es unbekannt. 
Erst im letzten Jahr haben in der türkischen 
Öffentlichkeit mehr Menschen erfahren, wo 
Stammheim liegt und was dort passiert ist. 


schen Offensive der srilankischen Regierung, 
mussten in der letzten Woche erneut 25.000 
Menschen fliehen. Zu den Parlamentswahlen 
am 10. Oktober werden weitere gewalttätige 
Ausschreitungen gegenüber der tamilischen 
Minderheit befürchtet. Dies betrifft vor allem 
auch die tamilischen Inlandsflüchtlinge, die 
in Colombo leben. Der singhalesisch-chauvi- 
nistische Nationalismus hat dort einen be- 
sonders großen Einfluss auf die singhalesi- 
sche Bevölkerung und damit auch auf die Re- 
gierungspolitik gewonnen. Die momentanen 
Militäroffensiven der Regierung, die bereits 
Tausende von Menschenleben gekostet ha- 
ben, werden in ihrer Sinnlosigkeit weiterge- 
führt, um bei den bevorstehenden Parla- 
mentswahlen Stimmen für die Regierungs- 
partei zu gewinnen. 

Trotz Kenntnisnahme der Berichte von den 
oben angegebenen Quellen, und dem kürz- 
lich verfassten ad-hoc Bericht des Auswärti- 
gen Amtes vom 11. Juli 2000, der in Teilen 
zugibt, dass sich die Menschenrechtslage in 
Sri Lanka verschärft hat, findet sich keine kri- 
tische Reflektion in der deutschen Asylpra- 
xis. Offenbar erscheint den verantwortlichen 
Instanzen die Fortsetzung einer zynischen 
Abschiebepraxis viel wichtiger, als der Schutz 
vor Menschenrechtsverletzungen für Asylsu- 
chende. 

Viele von uns haben zu viele Freunde und 
Verwandte in dem furchtbaren Krieg, der ge- 
gen das tamilische Volk geführt wird, verlo- 


Woher kam das plötzliche Interesse? 
E.A.: Seit Jahren versucht die türkische Re- 
gierung Isolationsgefängnisse einzurichten. 
In diesem Jahr wurden die Pläne konkret. 14 
F-Typ-Gefängnisse nach dem Modell 
Stammheim sind schon bezugsfertig. 


Wie groß ist der Widerstand gegen diese Plä- 
ne? 

E.A.: Anfangs war er ziemlich klein. Es wa- 
ren die politischen Gefangenen und ihre An- 
gehörigen, die sich dagegen gewehrt haben. 
Doch im letzten Jahr hat sich der Widerstand 
wesentlich verbreitert. Dabei spielte das Mas- 
saker im türkischen Gefängnis Ulucanlar im 
letzten September eine wichtige Rolle. Die 
Bilder der Gefolterten und Toten wurden ver- 
öffentlicht. Die Brutalität hat die Bevölkerung 


schockiert und den Widerstand gegen die Iso- 


ren, um diese zynische Gleichgültigkeit ein- 
fach hinzunehmen. Deswegen bitten wir wei- 
terhin um die vielfältige Unterstützung, die 
wir bisher in eindrucksvoller Weise bei un- 
serer täglichen und nächtlichen Mahnwache 
erfahren haben. 


(...) 

Mit Ihrer Hilfe könnten die drohenden Ab- 
schiebungen der vier Tamilen ausgesetzt wer- 
den! Bitte setzen Sie sich per Fax oder Brief 
bei der verantwortlichen Landesregierung in 
Nordrhein-Westfalen für einen Abschiebe- 
stop nach Sri Lanka ein. 

Innenminister des Landes Nordrhein-Westfa- 
len 

Dr. Fritz Behrens 

Haroldstr. 5, 40 213 Düsseldorf 

Fax : (0211) 87 13 355 

Bitte senden Sie auch eine Kopie an den In- 
ternationalen Menschenrechtsverein Bre- 
men. Weitere Informationen erhalten Sie un- 
ter (0179) 29 26 402. 


Solidaritätsgruppe für das Selbstbestim- 
mungsrecht der Tamilen 

August Bebel-Str. 62, 33602 Bielefeld 

Tel: 0208-20599106 / Fax: 0521-9891856 
Internationaler Menschenrechtsverein Bre- 
men e.V. 

Wachmannstr. 81, 28209 Bremen 

Tel: 0421-5577093 / Fax: 0421-5577094 
mail@humanrights.de 
http://www.humanrights.de 


lationsgefängnisse verbreitert. Eine der im 
europäischen Ausland aktiven Gruppen ist 
das vor einem Jahr gegründete Solidaritäts- 
komitee für die politischen Gefangenen in der 
Türkei (Detudak), in dem politische Gruppie- 
rungen und Einzelpersonen organisiert sind. 


Wie sieht Eure Arbeit aus? 

E.A.: Wir machen jedes Wochenende an ver- 
schiedenen Plätzen Berlins Informations- 
stände, informieren über die Situation der 
Gefangenen in der Türkei und sammeln Un- 
terschriften gegen die Isolationshaft. Wir be- 
suchen Zeitungen, Parteien, Abgeordnete 
und Menschenrechtsorganisationen wie Am- 
nestie International, die wir über die Pläne 
der türkischen Regierung informieren. 


Wie reagiert die türkische Regierung auf die 
Proteste? 

E.A.: Die Einführung der F-Zellen sollte 
schon im Mai beginnen. Der türkische Ju- 
stizminister hat erklärt, dass es zur Zeit eine 
Kampagne gegen die Isolationsknäste gibt. 
Deshalb müsse eine Gegenpropaganda unter 
der Bevölkerung angeleiert werden. Auch die 
Gefangenen haben immer wieder ihre Ent- 
schlossenheit bekräftigt, lieber zu sterben als 
in die Isolationszellen zu gehen. Deshalb hat 
die türkische Regierung vorerst einen Rück- 
zieher gemacht, ist aber weiterhin entschlos- 
sen, die Gefangenen zu isolieren. Sie will vor- 
her noch einige Tausend Gefangene, 
hauptsächlich aus der PKK, im Rahmen einer 
Amnestie aus dem Gefängnis entlassen. Die 
übrigen Gefangenen sollen dann isoliert wer- 
den, wenn unser Widerstand nicht stark ge- 
nug ist. 


Was ist in Berlin am 18.10. geplant? 

I.S.: Ab 18 Uhr wird es am Kottbuser Tor ei- 
ne Videokundgebung geben. Es werden Dias 
zum deutschen Knastsystem gezeigt. Ansch- 
ließend wird es einen Film über den Wider- 
stand der Gefangenen in der Türkei gegen die 
Isolationsknäste geben. Aus aktuellen Anlass 
ist eine kurzer Beitrag zur Situation des in der 
Todeszelle sitzenden afroamerikanischen 
Journalisten Mumia Abu-Jamal vorgesehen. 
Für das musikalische Programm sorgt die tür- 
kische Band Grup Yorum, die ab 21 Uhr in 
der Roten Insel in der Mansteinstrasse 10 ein 
Solidaritätskonzert geben wird. 

Interview: Peter Nowak 


Zelle im Hochsicherheitstrakt der JVA Cel- 
le 


Zu Rainer Dittrich 


An die interessierte Öffentlichkeit 


Im Folgenden wollen wir (Gruppen aus Köln, 
Mannheim und Kaiserslautern, die mit Rainer 
Dittrich in Kontakt stehen) einen der jüngsten 
Angriffe auf die eh schon stark angeschlagene 
Gesundheit von Rainer Dittrich bekannt ma- 
chen. Rainer Dittrich, seit 1987 in BRD-Knä- 
sten, unterliegt langjähriger Isolationshaft. 
Die 13 Jahre Sonderhaftbedingungen haben 
Rainers Gesundheit stark angegriffen. Nach 
einer Wirbelsäulenoperation im August 1999 
wurde ihm die notwendige medizinische Be- 
handlung und Rehabilitation seitens der 
Knastleitung verweigert, wogegen Rainer im 
Mai 2000 mit einem fast einmonatigen Hun- 
gerstreik erfolgreich kämpfte. Durch die mo- 
natelange Nichtbehandlung erlitt Rainer al- 
lerdings irreparable gesundheitliche Schäden. 

Zwar erhält Rainer mittlerweile die im Hun- 
gerstreik geforderten Reha-Maßnahmen, al- 
lerdings wurde ihm mitgeteilt, dass daraufkein 
Rechtsanspruch besteht. Deswegen gilt es, 
nach wie vor mit Argusaugen zu beobachten, 
ob Rainer weiterhin die ihm zugesagten Re- 
ha-Maßnahmen erhält bzw. was die Knastlei- 
tung ansonsten unternehmen wird, Rainers 
Gesundheit weiter zu zerstören. 

Im Folgenden Auszüge aus einem gegen En- 
de September bekommenen Brief von Rainer 


„.. auf den aktuellen stand von heute zu brin- 
gen, tippe ich dir die beschwerde von vorhin 
ab. muss mich von diesem sinnlos-transport 
nach draußen erst mal wieder erholen. so 
sieht's aus : 
anstaltsleiter, 

am heutigen späten vormittag wurde ich oh- 
ne weitere vorankündigung von einem der 
trakt ‚sicherheit’ informiert, dass ich ‚zum arzt 
rausgefahren’ werde. 

auf mein nachfragen, zu welchem arzt denn 
da der transport gehen soll, kam die antwort, 
dass er dies nicht wüsste. 

erst nach mehrmaligem nachhaken erfuhr 
ich dann, dass es zu einem neurologen zu ei- 
ner mir nicht angekündigten untersuchung 
gehen würde. 

der name des neurologen sagte mir nichts 
und ich entschloss mich erst nach einigem 
überlegen und der telefonischen rücksprache 
mit den mich vertretenden rechtsanwälten jo- 
hannes santen und partner dazu, diesem trans- 
port zuzustimmen, da ja nicht auszuschließen 
war, dass dieser arzt in vertretung der mich 
ansonsten behandelnden vertrauensärztInnen 
der uni-klinik handelt. 

auch war es mir einfach nicht möglich, ge- 
naueres über diese gesamte ausführung bei 
den leuten der ‚sicherheit’ in erfahrung zu 
bringen. 

nach der ankunft bei diesem mir unbe- 
kannten neurologen bestanden die mich be- 
gleitenden der hiesigen ‚sicherheit’ darauf, 
auch bei den gesprächen zwischen dem arzt 
und mir dabei zu sein. 

es würde laut auskunft von einem,: „... eine 
verfügung vorliegen, ständig und unmittelbar 


dicht bei mir’ zu sein. 

ich wies die leute der ‚sicherheit’ darauf hin, 
dass dies seit dem letzten transport in die uni- 
klinik nicht mehr so gehandhabt werden wür- 
de und die begleitleute das umfeld abgesichert 
haben, mich aber mit den untersuchenden ärz- 
tInnen allein und vertraulich sprechen ließen. 

das wurde jetzt wieder abgelehnt mit dem 
hinweis auf die oben angeführte verfügung. 

so konnte ich weder feststellen, weshalb ich 
auf wessen veranlassung so überfallartig zu 
mir unbekannten ärzten transportiert worden 
bin, noch konnte ich herausfinden, welche un- 
tersuchungen an mir vorgenommen werden 
sollten und ob das überhaupt mit den mich 
ansonsten behandelnden vertrauensärztInnen 
abgesprochen wurde. 

gegen das erneute verweigern vertraulicher 
arztgespräche durch die mich begleitenden 
leute der ‚sicherheit’ lege ich hiermit be- 
schwerde ein. 

ebenso gegen die verantwortlichen für die- 
se art und weise des vorführens zu weder mir 
noch den mich vertretenden rechtsanwältln- 
nen oder den mich ansonsten behandelnden 
vertrauensärztInnen bekanntgemachten un- 
tersuchungen. 

ich weise sie ganz ausdrücklich noch ein- 
mal darauf hin, dass ich es ablehne, zu mir 
unbekannten ärztInnen transportiert zu wer- 
den und darauf bestehe, mit den mich behan- 
delnden ärztInnen der uni-klinik vertrauliche 
gespräche führen zu können, wie schon prak- 
tiziert. 

allein die mich über die lange zeit behan- 
delnden vertrauensärztInnen sind in der lage, 
entscheidungen im zusammenhang mit mei- 
nem gesundheitlichen zustand und damit ver- 
bundene therapien zu treffen. 

entscheidungen anderer ärzte, als der mich 
bisher behandelnden, lehne ich erneut ab und 
gebe ihnen das zum wiederholten male zur 
kenntnis. unterlassen sie die versuche, die 
mich behandelnden vertrauensärztInnen über 
derartige wege aus ihrer entscheidungskom- 
petenz zu drängen. 

rainer dittrich, g-2 / 242, lübeck, 19.9.2000 

hab natürlich sofort das ganze dort abge- 
brochen und der gesamte tross der ‚sicherheit 
brachte mich unverrichteter dinge zurück in 
den knast. ...“ 
Kontakt : Gruppe Zentralkomitee, c/o Infola- 
denprojekt, Postfach 3570, 67623 Kaisers- 
lautern, und / oder ( & Far : 0621/152410; 
E-Mail:imbeleko@t-online.de 
Soli-Konto zu Rainer Dittrich: Name / Emp- 
Jünger : c/o Konto-Nr.: 4914813 
BLZ : 670 900 00 Volksbank Rhein-Neckar 
e.G. Stichwort: Rainer Dittrich 


Prozess wg. 1. Mai 


Am 26. Oktober findet der Prozess gegen den 
Genossen C. wegen des 1. Mai Berlin statt. Er 
hat einige Zeit im Knast gesessen und ist jetzt 
angeklagt wegen schweren Landfriedens- 
bruchs und Widerstand. 

Donnerstag, 26.10., 10.30 Uhr, Raum B 136, 
Turmstr. 91, Amtsgericht Tiergarten 
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Weimar: 


Kriegsdienstverweigerer 
im Jugendarrest 


Ronny Spindler, (mittlerweile) Anarchistin aus 
Erfurt, soll vom 9. Oktober bis 6. November 
2000 wegen Verstoßes gegen § 53 Zivil- 
dienstgesetz, Kriegsdienstverweigerung, zum 
Dauerarrest in die Jugendarrestanstalt Wei- 
mar. Ronny, der zur Zeit studiert, hatte am 
1.September 97 seinen Zivildienst in einem 
Zentrum für körperlich beeinträchtigte Ju- 
gendliche in Altdorf bei Nürnberg angetreten, 
in leisem Zweifel ob der Übereinstimmung von 
Zivildienst und eigenen politischen An- 
sprüchen. Durch die Beschäftigung mit dem 
Thema und Gesprächen mit Leuten von der 
Ortsgruppe Nürnberg der Deutschen Frie- 
densgesellschaft - Vereinigte Kriegsdienstgeg- 
nerinnen wurde er sich der Bedeutung des Zi- 
vildienstes, Einbindung in militärische Pla- 
nungen, Unterstützung von Kriegsvorberei- 
tungen und dessen antisozialen Charakters be- 
wusst und entschied sich nach achteinhalb 
Monaten, den Dienst abzubrechen, was er zum 
1. Juli 98 tat. 

Am 20. Juli 99 fand ein Prozess vor dem AG 
Hersbruck statt, bei dem auch 50 Genossin- 
nen anwesend waren, um Ronny zu unter- 
stützen. Das Urteil lautete damals auf 180 
Stunden gemeinnütziger Arbeit, abzuleisten 
bis 31. Januar 2000. Ronny leistete auch die- 
se Arbeitstunden nicht, da sie zumindest auf 
der Erscheinungsebene dem Zivildienst 
ähneln und wenn es schon eine Strafe für die 
Verweigerung des Kriegsdienstes gibt, diese 
auch was kosten soll. 

Als „Erziehungs- und Zuchtmittel“ (Schrei- 
ben der Jugendrichterin) wurde der Jugen- 
darrest verhängt. Während der Zeit im Ge- 
fängnis braucht Ronny Eure Unterstützung. 
Also schreibt ihm, so viel Ihr wollt/könnt. Wer 
will, kann auch für Ronnys Prozesskosten und 
andere Kriegsdienstverweigerer-Prozesse, die 
in den nächsten Jahren in Erfurt anstehen, 
Geld spenden. 

Post für Ronny an: 

Ronny Spindler 

c/o Jugendarrestanstalt Weimar 
Carl-von-Ossietzky-Str. 60a 

99423 Weimar 

Text verbreitet von Anarchist Black Cross In- 
nsbruck: 


Städtepartnerschaft Kaiserslauterns 
mit der Stadt Columbia/South Carolina 


Antirassistische Protest- 
aktion mit brutalen Mitteln 
verhindert 


Wir, das Komitee für internationale Solida- 
rität(KL) und Freunde, wollten durch Flug- 
blätter und mit dem Entrollen eines Trans- 
parentes während der feierlichen Unter- 
zeichnung eines Städtepartnerschaftsver- 
trages zwischen der Stadt Kaiserslautern und 
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der Stadt Columbia in South Carolina/USA 
auf das rassistische Verhalten der Stadtobe- 
ren Columbias und den Verantwortlichen 
des US-Bundesstaates South Carolina auf- 
merksam machen. Über unsere Kritik an die- 
sen Zuständen hinaus verurteilen wir auch 
die in South Carolina in Gesetze gegossene 
Todesstrafe (die schon gegen 16-jährige und 
behinderte Menschen ausgesprochen wer- 
den kann) und die militärischen Aspekte der 
Partnerschaft. Gleichzeitig wurde mit Flug- 
blättern, die vor dem LGS-Gelände verteilt 
wurden auf Mumia Abu-Jamal aufmerksam 
gemacht, gegen dessen Hinrichtung eine, als 
weltweit einzustufende Solidaritätskampa- 
gne läuft. Unter anderem gab es in Kaisers- 
lautern eine Demonstration für das Leben 
und die Freiheit von Mumia Abu-Jamal, an 
der ca. 500 Menschen teilnahmen. 

Während der feierlichen Vollziehung der 
Städtepartnerschaft auf dem Landesgarten- 
schaugelände mussten wir feststellen, dass 
unsere Annahme, nach der Kritik an der USA 
„ein absolutes Tabu darstellt“ (unser Flug- 
blatt), der Wahrheit entspricht. Schon kurz 
nach unserem Eintreffen machte der Leiter 
der LGS Herr Weingarten in Zivil gekleide- 
te Sicherheitsbeamte sowie die Mitarbeiter 
der WR-Security auf uns aufmerksam und 
forderte mit eindeutigen Handzeichen die 
Letztgenannten zum sofortigen Einschreiten 
auf, falls wir beginnen, Flugblätter zu ver- 
teilen. Dies geschah dann auch auf brutale 
Art und Weise. 

Die Vier, die von Securitymitarbeitern am 
Flugblatt verteilen gehindert wurden, wur- 
den von diesen mit Zuhilfenahme brutalster 
Mittel und Drohungen mit Schlimmeren in 
die Sanitätsräume der LGS verschleppt. Spä- 
testens zu diesem Zeitpunkt überschritten 
die Security-Angestellten eindeutig ihre Be- 
fugnisse, da es ihnen nicht erlaubt ist Per- 
sonen, ohne Einbeziehung von Polizeibe- 
amten festzusetzen. Die Polizei wurde erst 
nach dem Einspruch der Festgenommenen 
hinzugezogen. Während der ganzen Zeit 
zwischen dem Einschreiten der Security und 
der Vollstreckung des gegen uns ausgespro- 
chenen Platzverweises, und noch danach, 
wurden alle Teilnehmer der Protestaktion 
von der Security auf übelste beschimpft und 
teilweise sogar tätlich bedroht. 

(...) Trotz des massiven Eingreifens der Se- 
curity konnten einige Flugblätter verteilt 
werden und auch der Securityeinsatz mach- 
te auf uns aufmerksam. Die Stadtoberen und 
die US-Militärs haben mitbekommen, dass 
es Kritik an ihrer Politik und ihrer Zusam- 
menarbeit gibt und auch weiter geben wird. 
Carsten Ondreka 
Komitee für internationale Solidarität(KL) 
Postfach 3570 
67623 Kaiserslautern 
fax: 0631/45722 
email: kisk@gm.«.de 


Vor US-Wahlen keine 
Menschenrechte 
für Mumia Abu-Jamal 


Der Menschenrechtsausschuss des Bundes- 
tages hat jetzt erneut die Beratung eines 
Antrages der PDS-Fraktion abgelehnt, in 
dem die Verantwortlichen in den USA auf- 
gefordert werden, die drohende Hinrich- 
tung von Mumia Abu-Jamal auszusetzen 
und einen neuen Prozess zu ermöglichen 
(DS 14/3196). Dazu erklärt Carsten Hübner, 
Obmann der PDS-Fraktion im Menschen- 
rechtsausschuss: 

Die einmütige Mehrheit der anderen Par- 
teien im Menschenrechtsausschuss hat be- 
reits zum dritten Mal die Beratung und Be- 
schlussfassung eines Antrages der PDS- 
Fraktion gegen die Todesstrafe in den USA 
und die drohende Hinrichtung des afro- 
amerikanischen Journalisten Mumia Abu- 
Jamal abgelehnt. 

Nachdem bislang nicht für nötig gehal- 
ten worden war, mit Änderungs- oder Al- 
ternativanträgen in die Beratungen zu ge- 
hen, wurde nun nicht einmal mehr die Ab- 
setzung von der Tagesordnung begründet, 
geschweige denn eine Aussprache zugelas- 
sen. Der Antrag samt Anliegen soll offen- 
bar entgegen aller vollmundigen Erklärun- 
gen, durchaus das Anliegen des Antrags zu 
teilen, still und heimlich versenkt werden. 
Vom seit Monaten angekündigten eigenen 
Antrag von SPD und Grünen fehlt weiter 
jede Spur. 

Mit dieser Entscheidung wird deutlich, 
dass die große Koalition der Menschen- 
rechtlerInnen von SPD, Bündnis ‘90/Grü- 
nen, FDP und CDU/CSU auf keinen Fall ei- 
ne kritische Position zur Todesstrafenpra- 
xis der USA im Vorfeld der US-Präsident- 
schaftswahlen zulassen wird. Die anderen 
Fraktionen legen damit erneut ein Poli- 
tikverständnis von vorgestern an den Tag, 
das Menschenrechtsverletzungen immer 
nur dort ausmacht und anklagt, wo es ideo- 
logisch ins Konzept passt. 

Erstaunlich bleibt trotz allem die Leich- 
tigkeit, mit der der Spagat zwischen eige- 
ner Glaubwürdigkeit und regierungsbe- 
dingter Krötenschluckerei entschieden 


wird. Bitter nur, dass dabei auch noch die 
Menschenrechte auf der Strecke bleiben. 
PE Carsten Hübner, MdB PDS 


Mumia Abu-Jamal 


Zum Stand des 
Berufungsverfahrens 


Richter Yohn lehnt vier Rechtsgutachten 
zugunsten von Mumia Abu-Jamal ab: Pam 
Africa ruft zu Aktionen auf 


Von Betsey Piette, Philadelphia 
Um die Unterstützer von Mumia Abu-Jamal 
auf den neuesten Stand in seinem Rechtsver- 
fahren zu bringen, fand am 23. September in 
Philadelphia ein Dringlichkeitstreffen statt. 
Am 8. August verwarf Distriktsbundesrich- 
ter William H. Yohn Jr. vier „amicus curiae or 
‚friends of the court’ briefs“, d.h. Rechtsgut- 
achten sachverständiger Berater des Gerichts, 
die zur Unterstützung von Abu-Jamal einge- 
reicht worden waren. Die Entscheidung ist 
nach Meinung von Pam Africa von der Grup- 
pe „International Concerned Family & Friends 
of Mumia Abu-Jamal“ präzedenzlos und von 
großer Bedeutung. Sie stellte fest, dass die Gut- 
achten Rechtsfragen behandelten, die für 
Abu-Jamals schwebendes Berufungsverfah- 
ren von entscheidender Bedeutung sind. 
Africa sagte, dass Yohn keine Stellungnah- 
me abgegeben habe, als zwei Rechtsgutach- 
ten sachverständiger Berater Anfang des Jah- 
res eingereicht wurden. Eines der Rechtsgut- 
achten wurde im Namen der National Lawy- 
ers Guild, der National Conference of Black 
Lawyers und anderer Anwaltsgruppen einge- 
reicht. Das andere wurde gemeinsam von Na- 
tional Association for the Advancement of Co- 
lered People (NAACP) und Pennsylvania Ame- 
rican Civil Liberties Union herausgegeben. 
Anders aber reagiert Richter Yohn, als 22 Mit- 
glieder des britischen Parlaments und die Chi- 
cana/Chicano Studies Foundation aus Los An- 
geles diesen Sommer zwei weitere Gutachten 
einreichten. 


Heben Sie Mumias Verurteilung auf 


Die letzten beiden Gutachten behandeln ein- 
gehend die Ablehnung des Rechts von Abu- 
Jamal auf Selbstvertretung durch das erken- 
nende Gericht in seinem Verfahren 1982, als 
er wegen Mordes an dem Polizisten Daniel 
Faulkner aus Philadelphia zum Tode verurteilt 
wurde. Unterstützer des preisgekrönten Jour- 
nalisten und ehemaligen Black Panther sagen, 
dass das rassistische Polizeidepartment von 
Philadelphia falsche Anschuldigungen gegen 
ihn erhoben habe. 

Das Rechtsgutachten der Chicana/Chicano 
Studies Foundation präsentiert außerdem 
Abu-Jamal und seinen Unterstützern bisher 
unbekannte Beweise für eine Verschwörung 
zwischen dem vom Gericht bestellten Pflicht- 
verteidiger Anthony Jackson, dem Richter Al- 
bert Sabo und dem Staatsanwalt Joseph Mc- 
Gill. Das Rechtsgutachten fordert, dass die Ver- 
urteilung von Abu-Jamal aufgehoben wird. 

Bei Zurückweisung der Rechtsgutachten 
sagte Yohn: „Ich werde die Verfahrensanträ- 
ge als unnötig und nicht hilfreich ablehnen, 


ohne Stellungnahme zur Begründetheit der 
darin vorgebrachten Argumente oder zur Be- 
gründetheit der zugrundeliegenden Forderun- 
gen der Antragsteller.“ 

„Er sagt, er habe sie nicht durchgesehen, ob- 
gleich diese Gutachten doch plötzlich Hand- 
lungsbedarf zu erzeugen schienen,“ stellte 
Marlene Kamish, eine Anwältin der Chica- 
na/Chicano Studies Foundation bei dem Tref- 
fen am 23. September fest. 

Kamish sagte, mehrere Entscheidungen des 
Supreme Court der USA hätten Verurteilun- 
gen verworfen, wenn das gemäß Sechstem 
Verfassungszusatz geltende Recht auf Selbst- 
vertretung missachtet worden war. Sie erklär- 
te weiter, dass ein wesentliches Element in je- 
dem Prozess das kontradiktorische Verhältnis 
zwischen verteidigendem Anwalt und Ankla- 
gevertreter sei. „Es ist dieser Widerstreit, der 
die Wahrheitsfindung ermöglichen sollte. 
Wenn der nicht gegeben ist, handelt es sich 
nicht um einen normalen Strafprozess.“ 


Der Verteidigung Kollaboration 
vorgeworfen 


Kamish schilderte Protokolle über Bespre- 
chungen zwischen Jackson, Sabo und McGill 
in den Beratungsräumen des Richters, in de- 
nen sie diskutierten, wie sie eine Verurteilung 
erreichen könnten, die gegen eine Berufung 
abgesichert sei. Diese Protokolle bildeten die 
Grundlage des Rechtsgutachtens der Chica- 
no/Chicana Studies Foundation. Die Proto- 
kolle zeigen auch, dass Jackson Abu-Jamals 
Verteidigungsstrategie mit dem Staatsanwalt 
und dem Richter besprach, ein eindeutiger 
Verstoß gegen das Sonderrecht des Verhält- 
nisses zwischen Verteidiger und Mandant, 
sagte Kamish. 

Die Weigerung des Gerichts, Abu-Jamal zu 
gestatten, sich selbst zu vertreten oder John 
Africa als Laienberater im Gerichtssaal zu ha- 
ben, wird in dem Rechtsgutachten der briti- 
schen Parlamentsmitglieder behandelt. 

Kamish erläuterte, dass der damalige Re- 
porter Abu-Jamal fünf Monate vor seinem ei- 
genen Prozess den Gründer der Organisation 
MOVE, John Africa, sich selbst wirkungsvoll 
vor einem Bundesgericht verteidigen und als 
freier Mann herauskommen gesehen hatte. Als 
erim Kampf um sein eigenes Leben stand, rang 
er um das Recht, jemanden, dem er vertraute, 
bei sich sitzen zu haben, um bei seiner Ver- 
teidigung zu helfen. 

Sabo verwarf Abu-Jamals Antrag, Africas 
Beistand zu erhalten. Stattdessen bestimmte 
er Jackson, am Tisch der Verteidigung zu sit- 
zen, und ließ ihn letztlich trotz wiederholter 
Einwände von Abu-Jamal den Fall überneh- 
men. „Oft wird gesagt, das Problem sei gewe- 
sen, dass Jackson untauglich gewesen sei,“ be- 
merkte Pam Africa. „Tatsächlich jedoch war 
er sehr tauglich - allerdings nur für die An- 
klage, nicht für die Verteidigung.“ 

Africa und Kamish sagten, Jackson habe 
keine Eingangserklärung im Namen von Abu- 
Jamal abgegeben. Er unterließ es, Hauptzeu- 
gen vorladen zu lassen, darunter den Polizi- 
sten Wakshul, dessen Zeugenaussage die fin- 
gierte Geschichte der Anklage vom „Ge- 


ständnis“ hätte widerlegen können. Er unter- 
ließ es, Leumundszeugen zur Person des An- 
geklagten in der Strafzumessungsphase des 
Verfahrens zu benennen, die in dem Todesur- 
teil resultierte. 


Leumundszeugen 


Das Gutachten der Chicana/Chicano Studies 
Foundation legt auch zwingende Beweise aus 
Abu-Jamals Anhörungen in der nachträgli- 
chen Entlastungsberufung (Post Conviction 
Relief Appeal hearings) im Jahre 1995 vor. Da- 
mals präsentierte die Verteidigung, nun von 
Leonard Weinglass geleitet, einige zum Cha- 
rakter des Angeklagten zu hörende Zeugen; 
darunter den verstorbenen Abgeordneten des 
Staates Pennsylvania David P. Richardson, 
dessen Zeugenaussage die Grundlage für eine 
Aufhebung der Todesstrafe hätte sein müssen. 
Die Zeugen sagten alle, dass sie 1982 zu einer 
Zeugenaussage bereit waren, aber Jackson sie 
nie aufgerufen habe. 

Ihre Aussagen über Abu-Jamals mitfühlen- 
des, nicht-gewalttätiges Wesen waren so 
glaubhaft, dass der Distriktstaatsanwalt in der 
Berufungsanhörung einräumte, es sei für Abu- 
Jamal „nicht charakteristisch“ gewesen, einen 
Mord zu begehen. 

Kamish erläuterte, dass es keine Veranlas- 
sung gebe, die Todesstrafe zu beantragen, 
wenn der Angeklagte nicht vorbestraft ist, und 
nachweislich für anderen Mensche wertvoll 
ist, Beziehungen und Bindungen in seiner Ge- 
meinde hat und einen nicht-gewalttätigen 
Charakter besitzt. Sabo, der auch in der Beru- 
fung von 1995 den Vorsitz führte, entschied 
„unbegründet und irrtümlich“, dass die straf- 
mildernden Beweise in der nachträglichen 
Entlastungsberufung (PCRA) „irrelevant“ sei- 
en, sagte Kamish, obgleich die Anklagever- 
tretung ihre Relevanz einräumte. 

Im Jahre 1982 bewerkstelligte Sabo unter 
Mitwirkung von Jackson und McGill die Ab- 
lösung einer schwarzen Geschworenen. Diese 
Geschworene war die einzige, die von Abu- 
Jamal während der zwei Tage, als ihm gestat- 
tet war, als sein eigener Verteidiger zu han- 
deln, ausgewählt worden war. Sabo ersetzte 
die Frau durch einen weißen Mann, welcher 
der Obmann der Geschworenen wurde, ob- 
gleich der Mann dreimal zugab, dass er nicht 
unparteiisch sein könne. Als Jackson ver- 
suchte, die Möglichkeit der endgültigen Ge- 
schworenenablehnung in Anspruch zu neh- 
men, schlug Sabo dies ab: „Ich wähle ihn aus.“ 

Africa und Kamish bitten Abu-Jamals Un- 
terstützer dringend, alle vier Rechtsgutachten 
und die von Weinglass eingereichten Antrag 
auf Anordnung der Anwesenheit des Inhaf- 
tierten vor Gericht zwecks Haftprüfung zu le- 
sen. Ein Einspruch gegen die Entscheidung 
von Yohn ist in Vorbereitung. 

Die Rechtsgutachten sind im Internet ab- 
rufbar unter www.mumia2000.org. Desglei- 
chen Anweisungen für die Unterstützung der 
Bemühungen um die Berufung. 

Übersetzung: Klaus von Raussendorff (gekürzt) 


Quelle: Elektronische Version von Workers World 
newspaper vom 5. Oktober 2000 - http://www.wor- 
kers.org (AIK-Info v. 8.10.2000 - ) 
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Erneut schwarzer politischer Gefangener durch Exekution bedroht 


Kampagne für die Rettung 
von Zolo Agona Azania 


Ich schreibe Euch über einen politischen 
Gefangenen des New African Movement, Zo- 
lo Agona Azania, den ich vertrete und der am 
25.Oktober durch den US-Staat von Indiana 
hingerichtet werden soll. Es gibt auch eine 
Web-Seite von ihm http:// 
www.dragking.org/freezoloazania.html, wo 
Ihr mehr über seinen Fall erfahren könnt. 

Er ist ein Künstler und Schriftsteller und be- 
wusster Bürger der New African Republik und 
der Oberste Gerichtshof von Indiana ist bisher 
über alle ernsthaften Einwände in seinem Fall 
hinweggegangen, eingeschlossen der Tatsa- 
che, dass während seines Prozesses 70 Prozent 
derin den juristischen Akten gesammelten Da- 
ten über Schwarze des Bezirks, in dem Zolo 
verurteilt wurde, auf mysteriöse Weise ver- 
schwunden sind, was als Computerfehler be- 
zeichnet wurde. Natürlich ist er von einer rein 
weißen Jury verurteilt worden. Und trotz sei- 
nes beeindruckenden Wohlverhaltens in sei- 
ner Gefängniszeit und dem allgemeinen Re- 
spekt, mit dem er sowohl von seinen Mitge- 
fangenen wie auch dem Gefängnispersonal 
angesehen wurde, trug seine Verteidigung kei- 
ne Anhaltspunkte für mildernden Umstände 
bei seinem Berufungsprozess 1996 vor. Er 
wurde 1982 verurteilt wegen der Ermordung 
eines Polizisten in Gary (Stadt im US-Bun- 
desstaat Indiana), der bei einer Schießerei mit 
drei Männern getötet wurde, die bei einem 
Banküberfall flohen. Seine Mitangeklagten 
bekamen deswegen 60 Jahre, aber Zolo wur- 
de ausgesucht und zum Tode verurteilt, weil 
der Staatsanwalt dem Gericht erzählte, dass er 
ein „Terrorist der New African Bewegung“ sei. 

Wir versuchen nun eine Kampagne aufzu- 
bauen, welche den obersten Gerichtshof von 
Indiana dazu zwingt, seinen Hinrichtungsbe- 
fehl am 25.Oktober 2000 aufzuheben und die 
unzähligen neuen Einwände zu berücksichti- 
gen, die vorher nie beachtet wurden. Ich ha- 
be dazu einen Brief verfasst und eine Zusam- 
menfassung derjuristischen Argumente in sei- 
nem Fall. Bitte helft uns diesen Brief zu ver- 
breiten und viele Menschen dazu aufzufor- 
dern, Briefe an den obersten Gerichtshof von 
Indiana zu schicken. 

Michael Deutsch 


Hilferuf aus der Todeszelle in den USA 


Bitte erlauben Sie mir, mich selbst vorzustel- 
len. Mein Name ist Zolo Agona Azania #Nr. 
4969. 

Ich schreibe Ihnen diese Zeilen aus der To- 
deszelle in Indiana. Ich bin gefangen im Netz 
des politischen Strafrechtssystems der USA. Es 
ist dasselbe System, das zwei Millionen Men- 
schen im Gefängnis festhält, und dasselbe un- 
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gerechte System tut dies täglich nach wie vor 
Menschen an. 

Mein Verhängnis begann am 11.August 
1981, als ich durch die Besatzungstruppen der 
Polizei in meinem Wohnviertel festgenommen 
wurde, in Handschellen gesteckt, mit dem Re- 
volver geschlagen und eingesperrt ohne jeg- 
liche Erklärung oder Begründung. Am näch- 
sten Tag forderte der Staatsanwalt die Todes- 
strafe wegen bewaffneten Banküberfalls und 
der Tötung eines Bereitschaftspolizisten in der 
Stadt Gary, Indiana. Am 25.Mai 1982 wurde 
ich zum Tode verurteilt. Mein Berufungsan- 
trag wurde im Oktober 1984 abgelehnt. Der 
Oberste Gerichtshof von Indiana hob mein To- 
desurteil im Mai 1993 auf, ließ jedoch zu, dass 
mich die Staatsanwaltschaft im März 1996 er- 
neut anklagte. Ich wendete mich daher an die 
Regierung von Indiana. Der Rechtsanwalt, der 
mich in meiner ersten Verhandlung vor Ge- 
richt vertrat, machte keinerlei Eingaben in 
meinem Fall und wollte nicht mal neben mir 
sitzen im Gerichtssaal. Der Anwalt, der mich 
in der Berufungsverhandlung vertrat, ver- 
drehte meinen Antrag und behauptete, er sei 
ein Fehler. Er vertrat mich auch nicht vor Ge- 
richt. Stattdessen reichten andere - vom Ge- 
richt bestellte Pflichtverteidiger - nachträglich 
einen Hilfsantrag ein, aber sie ignorierten die 
formalen Verstöße gegen meine Menschen- 
rechte, die durch die Verurteilung aufgehoben 
oder missachtet wurden. 

Dann wurde vom Gericht ein weiteres Ver- 
teidigerteam bestellt, um mich in meinem 
zweiten Verfahren zu vertreten, und sie ver- 
schacherten mich wie einen Sklaven auf einer 
Versteigerung. 

Es gab weder eine Gegenüberstellung mit 
ZeugInnen noch einen Ballistiktest zur Iden- 
tifikation der Tatwaffe, der gezeigt hätte, dass 
ich keinen Schuss abgegeben hatte. Der Rich- 
ter ließ mich während der Verhandlung beim 
ersten Mal in Gegenwart der rein weißen Jury 
fesseln und in Gegenwart der Jury aus 11 
Weißen (Amerikkkanern) und einem Mexika- 
ner beim zweiten Prozess. Der Gerichtsdiener 
sprach im Beratungszimmer mit den Mitglie- 
dern der Jury im Auftrag des Richters und leg- 
te ihnen nahe, sich bei der anschließenden Ein- 
zelbefragung über ihren Urteilsspruch für die 
Todesstrafe auszusprechen. Durch Zufall 
deckte ich diese Verschwörung auf und ein 
Mitglied der Jury bestätigte dies auch in einer 
eidesstattlichen Erklärung. Die Ausschussmit- 
glieder durften während des Wiederaufnah- 
meverfahrens Alkohol konsumieren. Men- 
schen der New African Bewegung wurden sy- 
stematisch ausgeschlossen aus der Auswahl 
des Jurymitglieder. Die Gerichtsjury war aus- 


gesucht und manipuliert! Der Staatsanwalt 
schrieb dieses Problem unter anderem einem 
Computerfehler zu, aber rassistische Diskrimi- 
nierung ist ein Bestandteil von politischen 
Prozessen, und es ist unwahrscheinlich, dass 
es sich um einen Zufall handelt. Die Ankla- 
gemaschinerie benutzte absichtlich falsche 
Zeugenaussagen und unterschlug Beweisma- 
terial, die ihre Vorwürfe gegen mich nicht un- 
termauerten. 

Der elektrische Stuhl wird in Indiana nicht 
mehr verwendet. Er wurde 1995 ersetzt durch 
die Giftspritzeninjektion. Internationale Men- 
schenrechtsstandards werden vom Bundes- 
staat Indiana (ebenso wie in anderen US-Bun- 
desstaaten) nicht anerkannt, denn ich baute 
meine Begründung für meinen Berufungsan- 
trag v.a. darauf auf, und er wurde vom Ober- 
sten Gericht von Indiana verworfen. Die An- 
wendung der Todesstrafe zur Unterdrückung 
von Befreiungsbewegungen ist staatlich sank- 
tionierter Terrorismus. Revolutionärinnen 
werden kriminalisiert als Feinde, als Bedro- 
hung der Sicherheit der reichen herrschenden 
Eliten und müssen demzufolge entsprechend 
behandelt werden. Die Todesstrafe in den USA 
ist ein Instrument des Klassenkampfes, orga- 
nisiert und darauf ausgerichtet, eine Elite zu 
schützen, auf lokaler wie auch multinationa- 
ler Ebene, um - ungestört von Auseinander- 
setzungen um die demokratischen Menschen- 
rechte - operieren zu können. Dafür ist mein 
Fall ein Beispiel, das auch auf meiner Web- 
seite im Internet betrachtet werden kann: 
http://members.xoom.com/ccapd/zoloaza- 
nia.htm 

Vor meiner Verhaftung 1981 war ich in der 
Graswurzelbewegung aktiv, und ich setze mei- 
ne Aktivitäten für die Menschenrechte trotz 
meiner misslichen Situation weiter fort. In 
meinen Berufungs- und Revisionsanträgen 
forderte ich die Gerichte auf, meinen interna- 
tional anerkannten Status als antikolonialen 
Kämpfer anzuerkennen, indem ich aus den Re- 
solutionen der UN -Generalversammlung und 


der Genfer Konvention zitierte. Ich kann nicht 
mehr tun, als geschriebene Worte und opti- 
sche Kunst als Waffe des Kampfes zu nutzen, 
nicht nur, um auf mich aufmerksam zu ma- 
chen, sondern v.a. um das Bewusstsein mei- 
nes Volkes und der Welt zu schulen und zu 
vergrößern, über unseren Kampf für Selbst- 
bestimmung und Unabhängigkeit von der im- 
perialistischen Unterdrückung durch die USA. 

Das Todesstrafensystem ist ein tödlicher Irr- 
tum. Die gegenwärtig amtierenden Politiker 
spielen mit den Ängsten der Menschen, um 
Profit zu machen, Wählerstimmen zu bekom- 
men und ihre Karriere zu fördern. Die An- 
wendung der Todesstrafe zur Ermordung von 
FreiheitskämpferInnen verstößt gegen alle in- 
ternational aufgestellten Menschenrechts- 
grundsätze zur Behandlung von antikolonia- 
listischen KämpferInnen. Die Aktivitäten ge- 
gen die Todesstrafe erscheinen täglich in den 
Medien, weil die bewusste Öffentlichkeit die 
lokalen und überregionalen Medien an- 
schreibt oder anruft und eine wahrheits- 
gemäße Berichterstattung über ihre Aktivitä- 
ten einfordert. Der Grundsatz der Unschuld ei- 


Please send following 
protest letter to this 
address: 


Randall T. Shepard 
Chief Justice of 
Indiana 

Indiana Supreme 
Court 

200 W. Washington 
Street 

Indianapolis, Indiana 
46204-2732 

USA 


chung einer höheren Bedeutung gleichen 
Rechts, denn er wird von Todesstrafenbefür- 
wortern niedriger eingestuft. Das US-Straf- 
rechtssystem ist verankert in Strafverfahren, 
die viel mehr beinhalten als die Frage von 
Schuld oder Unschuld. Für die Richter an den 
Gerichtshöfen ist die tatsächlich erwiesene 
Unschuld alleine nicht ausreichend, ein To- 
desurteil nicht zu vollstrecken, das sie schon 
mal erreicht haben. Alles, was das Gesetz in 
den USA fordert, ist, dass der Angeklagte ein 
faires Verfahren erhält, und nicht ein perfek- 
tes. 

Die meisten Menschen wollen Menschen 
helfen, die in Not sind, aber sind oft physisch 
und finanziell nicht in der Lage oder unsicher, 
was sie genau tun sollen. Andere schauen ein- 
fach weg. Die ernste Lage, in der ich mich be- 
finde, kann Ihnen ebenso passieren oder je- 
mandem, der/die Ihnen nahe steht. Dieses Ge- 
setz kann jeden treffen, auch Sie. 

Am 6.Juni 2000 lehnte der Oberste Ge- 
richtshof von Indiana meinen Antrag erneut 
ab, und daher brauche ich Ihre Unterstützung, 
Seine Ablehnung ist ein Teil des Vertu- 
schungsmanövers. 

Zolo Agona Azania #4969 
Indiana State Prison 

PO BOX 41 

Michigan City IN 46361-0041 
USA 


Übersetzung: SPG 


Zola Agona Azania hat im Gefängnis be- 
gonnen zu malen. Auf dieser Seite zwei sei- 
ner Bilder 


: Dear Justice Shepard, - 
- I am writing you on behalf of Zolo Agona Azania, who has been scheduled to be executed by ` 
. the State of Indiana on October 25, 2000 by order of your Court. I understand that your Court , 
has not yet had the opportunity to review serious and fundamental constitutional violations ; 
: that occurred in Mr Azania’s trials and I am at a loss how you can order his execution without : 
` first reviewing the merits of these claims. As I understand it, among the claims that you have . 
` yet to review are the exclusion of 70% of the Black Jurors from the Allen County jury pool at . 
; the time of Mr. Azania’s retrial, the failure of his defense counsel to put on any mitigation ab- , 
; out him at his death penalty phase retrial, and the recent disclosure that a critical witness at ; 
: his earlier trial perjured himself at the behest of the prosecution. These are very serious allega- : 
‘ tions which must be carefully considered before you allow a man to be put to death. I urge ' 
. you to stay the October 25th execution date and allow Mr. Azania to have the opportunity to , 
; fairly and fully present all the issues that have not be considered by the Indiana courts. At the i 


Ein kafkaesker 
Albtraum 


Die US-amerikanische Journalistin Lori Be- 
renson sitzt seit fünf Jahren als politische 
Gefangene in einem peruanischen Hochsi- 
cherheitsgefängnis. Jetzt hat der Oberste 
Militärgerichtshof überraschend ihr Urteil 
aufgehoben. Ihre Freilassung bedeutet das 
allerdings noch lange nicht 


Lori Berenson lebt in einem kafkaesken 
Albtraum. Im November 1995 war die New 
Yorkerin in Lima verhaftet worden; ohne 
mit einem Anwalt sprechen zu können und 
ohne die Anklage zu kennen, fand sie sich 
vor einem Militärtribunal wieder, dessen 
vermummte Richter sie wegen „Vater- 
landsverrat und Terrorismus“ zu lebenslan- 
ger Haft verurteilten. Die Berufungsver- 
handlung vor fünf wiederum vermummten 
Mitgliedern des Obersten Militärgerichts- 
hofs bestätigte das Urteil, eine Revision 
wurde verworfen. Man brachte Lori Beren- 
son in eines der schlimmsten Gefängnisse 
der Welt: Yanamayo, auf 3900 Metern Höhe 
in den Anden gelegen - ein Hochsicher- 
heitsknast, dessen Fenster keine Scheiben 
haben und in dessen Zellen rund ums Jahr 
Temperaturen unter dem Gefrierpunkt herr- 
schen. 

Der Zeitpunkt, zu dem die Journalistin in 
Lima eine Wohnung gemietet und ihre Re- 
cherchen begonnen hatte, war nicht ohne 
Brisanz: 1994 befand sich die sogenannte 
Antiterrorismuspolitik des peruanischen 
Staates auf einem Höhepunkt. Zwei Jahre 
zuvor hatte Präsident Alberto Fujimori in 
einem Staatsstreich das Einkammerparla- 
ment aufgelöst und die Verfassung teilwei- 
se außer Kraft gesetzt. Die in dieser Zeit 
durchgesetzte neoliberale Politik stabili- 
sierte zum einen die Wirtschaft des bis da- 
to von galoppierender Inflation gebeutel- 
ten Landes. Zum anderen ließ sie die Zahl 
der Arbeitslosen und Unterbeschäftigen 
ebenso explodieren wie sie soziale Leistun- 


: very least, simple decency and fairness demand nothing less. 


£ Sincerely, 


ET 


Lori Berenson 
gen abbaute. Peru wurde zu einem Land, in 
dem mehr als 60% der Bevölkerung von 
weniger als einem Dollar pro Person und 
Tag (über)leben müssen. 

Über diese politischen und gesellschaft- 
lichen Entwicklungen wollte Lori Berenson 
in US-amerikanischen Zeitschriften berich- 
ten. Sie schloss Verträge mit einer Reihe 
kleinerer linker Blätter und ließ sich in Pe- 
ru nieder, wo sie unter anderem auch Kon- 
takte zur Guerillaorganisation MRTA 
knüpfte. Die Tupac Amarus planten damals 
die Besetzung des Parlaments, eine Reihe 
von Kommandomitgliedern wurde jedoch 
noch während der Vorbereitung verhaftet. 
Lori Berenson hatte das Pech, auf offener 
Straße mit einer MRTA-Aktivistin über- 
rascht und festgenommen zu werden. 

Ihre Verurteilung bedeutete nicht nur die 
Ausschaltung einer unliebsamen Stimme, 
die im Ausland kritisch über die Zustände 
unter dem zivilen Diktator Fujimori be- 
richtete. Sie bot der Regierung auch eine 
ganz besondere Propagandamöglichkeit: 
die Vorführung einer „gringa terrorista“ in 
den Medien, ein besonderer Erfolg im 
Kampf gegen den Terrorismus, zudem ei- 
ner, der zeigte, dass der peruanische Staat 
unabhängig vom großen Bruder USA han- 
delte. In der Tat intervenierten die Verei- 
nigten Staaten in der Folgezeit zwar immer 
wieder offiziell, hinter den Kulissen scheint 
aber kein besonderer Druck aufgebaut wor- 
den zu sein: In vergleichbaren Fällen ist die 
Auslieferung inhaftierter Ausländer in ihr 
Heimatland stets nur eine Frage der Zeit ge- 
wesen - im längsten Fall betrug der Auf- 
enthalt im peruanischen Knast eineinhalb 
Jahre. Das Interesse der USA an Lori Be- 
renson ist offensichtlich bedeutend kleiner 
als der Verfolgungswille der peruanischen 
Regierung. So wurde Lori zu lebenslanger 
Haft verurteilt - ein Strafmaß, das nach den 
Antiterrorismusgesetzen für „Anführer ter- 
roristischer Organisationen“ vorgesehen 
ist. Als eine solche bezeichnet das Urteil 


Das Angehörigen Info erscheint vierwöchentlich bei 
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Schneider. Redaktionsanschrift u. Bestellungen : 
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gnn-hhsh@otelo-online.de Herausgeber : Angehö- 
rige und FreundInnen politischer Gefangener in der 
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auch Lori Berenson. 

Schlecht für Lori. In einem Radiointer- 
view, das voriges Jahr heimlich aufge- 
zeichnet und erst im vergangenen Monat 
ausgestrahlt wurde, berichtet sie von den 
Zuständen im peruanischen Gefängnis (aus 
Sorge, die Gefängnisleitung könnte Lori Be- 
renson für ihre offenen Worte bestrafen, 
wurde das Interview erst gesendet, nach- 
dem sie in einen anderen Knast verlegt wor- 
den war): Ihre Haftbedingungen beschreibt 
sie als unvorstellbar hart. Ihre Gesundheit 
sei stark angegriffen, allerdings ginge es ihr 
deutlich besser als vielen anderen Frauen. 
So gebe es beispielsweise politische Gefan- 
gene, die so stark gefoltert worden seien, 
dass sie Gehirnverletzungen davongetra- 
gen hätten und jetzt auf den Rollstuhl an- 
gewiesen seien. Lori Berenson selbst war 
nach vier Jahren im Anden-Hochsicher- 
heitsgefängnis Yanamayo in ein tiefer ge- 
legenes gebracht worden, nachdem die ex- 
tremen Haftbedingungen zur vorüberge- 
henden Blindheit auf einem Auge geführt 
hatten. Die Verlegung fand übrigens just ei- 
nen Tag vor einer Anhörung des Men- 
schenrechtsausschuss der Organisation 
amerikanischer Staaten statt, in der der Fall 
Lori Berenson behandelt werden sollte. 

Während ihres Aufenthalts in Yanamayo 
waren die Hände der Journalistin wegen der 
permanenten Kälte im Andengefängnis auf 
die Größe von Boxhandschuhen ange- 
schwollen. Wie die anderen Insassen auch, 
war sie in einer unbeheizten Zelle unterge- 
bracht. In dem genannten Radiointerview 
berichtet sie von einer Frau, die kurz nach 
ihrer eigenen Inhaftierung in ihre Zelle ge- 
bracht wurde. Diese Frau habe fünf Schus- 
sverletzungen gehabt. „Sie haben sie nackt 
auf der Matratze zurückgelassen“, erzählt 
Lori Berenson. „Sie hatte höchstens ein 
Hemd an. Eine schmutzige Matratze mit 
fünf offenen Wunden, das ist ziemlicher 
Horror. Immerhin waren in meinem Bett 
Ratten und ähnliches.“ 

Solche Zustände sind für peruanische po- 
litische Gefangene schlimmer Alltag. Loris 
Rechtsanwalt Grimaldo Achahui bezeich- 
net die Verhältnisse in den Gefängnissen als 
Strafmaßnahme der Regierung gegen die 
Guerilla. Unterernährung sei die Regel. Die 
Gefängnisverwaltung gebe am Tag umge- 
rechnet nur etwa 85 Pfennige für Verpfle- 
gung aus. Das reiche gerade für einen hal- 
ben Liter Milch und drei kleine Brote. Lori 
hat das Glück, Unterstützung aus den USA 
zu erhalten. So bekommt sie regelmäßig Be- 
such von ihren Eltern, zuweilen auch vom 
Rabbi und anderen Leuten. Sie ist ange- 
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sichts der Umstände guter Dinge und ver- 
weist immer wieder darauf, dass es nahezu 
allen anderen der etwa 4000 politischen Ge- 
fangenen in Peru schlechter ergehe. 

In den Vereinigten Staaten hat Lori Be- 
renson eine Lobby namhafter Unterstütze- 
rinnen und Unterstützer: Noam Chomsky 
ist Mitglied des Solidaritätskomitees, und 
Jesse Jackson hat den peruanischen Präsi- 
denten öffentlich auf den Fall angespro- 
chen. Die „New York Times“ berichtet im- 
mer wieder über Lori und hat erst jüngst ei- 
nen Leitartikel mit „Free Lori Berenson!“ 
überschrieben. Auch die Stadt New York hat 
eine Resolution verabschiedet, in der nega- 
tive Konsequenzen für die Wirtschaftsbe- 
ziehungen zu Peru angedroht werden, falls 
Lori nicht freigelassen wird. Loris norda- 
merikanischer Verteidiger ist der frühere 
US-amerikanische Generalstaatsanwalt 
Ramsey Clark, in Peru hat der dortige Ex- 
Premierminister Javier Valle Riestra ihre 
Rechtsvertretung übernommen 

Nun, nach nahezu fünf Jahren, kommt 
Bewegung in den Fall. Der oberste Militär- 
gerichtshof in Peru hat im vergangenen 
Monat das Urteil überraschend aufgehoben. 
Neue Beweise seien aufgetaucht, dass Lori 
Berenson doch kein führendes Mitglied der 
MRTA sei. Nun bekommt sie einen neuen 
Prozess, diesmal vor einem Zivilgericht. 
Das ist allerdings kein Anlass zu allzu 
großer Freude. Ein Zivilverfahren kann 
nämlich mehrere Jahre dauern. Zudem gibt 
es keinerlei Anzeichen, dass Lori Berenson 
hier ein faires Verfahren erwarten kann. So 
wurde auch dieser Prozess eröffnet, ohne 
dass ihr die Anklage mitgeteilt worden wä- 
re - es gibt keine fairen Justizverfahren in 
Peru. 
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m.b.H. Eigentumsvorbehalt: Nach diesem Eigen- 
tumsvorbehalt ist die Zeitung so lange Eigentum des 
Absenders, bis es dem Gefangenen ausgehändigt 
wird. „Zur-Habe-Nahme“ ist keine Aushändigung 
im Sinne des Vorbehalts. Wird das Info dem Gefan- 
genen nicht persönlich ausgehändigt, ist es dem Ab- 
sender mit dem Grund der Nichtaushändigung 
zurückzuschicken. Spendenkonto der Angehörigen: 
Sonderkonto Kiener, Landesbank Baden-Württem- 
berg, BLZ 600 501 01, Konto-Nr. 5454194. Redak- 
tionsschluss für Nr. 239: So, 12.11.00 


